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Deutschland im Umbruch!? Kann die Politik den 

allseits konstatierten „Reformstau“ im Bereich 

der Sozialpolitik aufl ösen? Skepsis überwiegt. 

Den einen gehen die Reformen zu weit, sie be -

 fürch ten einen Abbau sozialer Leistungen und 

die Spaltung der Gesellschaft. Anderen gehen die 

Veränderungen nicht schnell und nicht weit ge-

nug. Reformpolitik ist aber auch ein risikoreiches 

Unterfangen für die Akteure; nach bisheri gen 

Erfahrungen werden Einschnitte und Verände-

rungen vom Wähler eher bestraft als belohnt. 

Im Gesprächskreis Arbeit und Soziales der 

Friedrich-Ebert-Stiftung stehen Arbeitsmarkt- 

und Sozialpolitik im Zentrum – und damit die 

zentralen Felder der gegenwärtigen Reformpoli-

tik. Die vorliegende Expertise von Manuela  Glaab 

und Werner Sesselmeier gibt einen neuen Anstoß 

für die Diskussion. Die Autorin und der Autor 

haben den Text in eigener wissenschaftlicher 

Verantwortung verfasst. Wir bedanken uns für 

die Arbeit und hoffen, dass die Expertise Anre-

gungen für die Reformdebatte in Deutschland 

geben kann.

Sie bietet zunächst eine differenzierte Ana-

lyse der Gründe, weshalb es in Deutschland so 

schwierig ist, Reformen im Bereich der Sozial-

politik vorzunehmen. Aus ökonomischer und 

politikwissenschaftlicher Sicht werden aber nicht 

nur Ausgangsbedingungen und  Reformbedarf 

skizziert,  sondern  vor  allem  die  besonderen 

Umsetzungsbedingungen in Deutschland in den 

Blick genommen: Gesellschaftliche Akzeptanz-

barrieren, z.B. die Wahrnehmung einer unglei-

chen Lastenverteilung der Reformpolitik, Zu-

kunftsängste und ein ausgeprägtes Sicherheits-

bedürfnis  führen  dazu,  dass  das  notwendige 

Ver trauen in die von der Politik eingeleiteten 

Maßnahmen erodiert. Der notwendige Struk-

turwandel in der Sozialpolitik wird aber auch 

durch das bestehende Institutionengefüge be-

hindert  –  so  eine  zentrale  Argumentation  der 

Exper tise. 

Um die Reformfähigkeit zu erhöhen, muss 

die Politik Anstrengungen auf  unterschiedlichen 

Ebenen unternehmen. Reformfähigkeit stellt sich 

zum einen als eine Herausforderung an die Poli-

tikvermittlung dar. Eine konsequente Reform-

kommunikation, die auf Überwindung der Ver-

trauenserosionen setzt, sollte als Lernprozess 

an gelegt sein und realistische Reformziele auf-

zeigen. Ohne Veränderungen im institutionellen 

Gefüge, für die die Verfasserin und der Verfasser 

wenig Aussicht auf Erfolg sehen, bleibt derzeit 

nur eine Politik des „muddeling through“, bei 

der allerdings Teilschritte und der Prozess besser 

aufeinander abgestimmt werden sollten. 

Vorbemerkung

Dr. Ursula Mehrländer

Leiterin des Gesprächskreises 

Arbeit und Soziales

der Friedrich-Ebert-Stiftung

Ruth Brandherm

Referentin für Beschäftigung,

Arbeitsmarktpolitik und Qualifi zierung



Der Erfolg der westlichen Welt beruht auf den 

Mechanismen der Industrialisierung, zu denen 

auch die Möglichkeit der Reparatur gehört, wenn 

ein Schadensfall eingetreten ist. Eine neuere 

Entwicklung besteht darin, beschädigte Güter 

nicht mehr zu reparieren, sondern einfach aus-

zutauschen, da die Produktion eines zusätzlichen 

Gutes billiger ist als die Reparatur des alten. 

Betrachtet man die bundesweite Aufregung um 

die Reform des deutschen Sozialstaats, so könn-

te man den Eindruck gewinnen, auch hier ginge 

es nicht mehr um dessen Reparatur, sondern um 

seine Eliminierung – und das ersatzlos. Gleich-

wohl ist die Aufregung zu verstehen, denn es 

geht um eine neue Aufteilung knapper Mittel 

zwischen den verschiedensten investiven und 

konsumtiven Verwendungszwecken innerhalb 

einer Volkswirtschaft. Und diese neue Aufteilung 

ist notwendig geworden, da sich die Rahmenbe-

dingungen für unser wirtschaftliches Handeln 

nachhaltig verändert haben. Die in der westli-

chen Welt – in unterschiedlichem Ausmaß – vor-

herrschende Sichtweise, ist die, dass der Staat 

einen Teil seiner Legitimität durch eine die öko-

nomische Entwicklung kompensierende Sozial-

politik erhält. Soll diese Legitimation aufrecht 

erhalten werden, muss sich die Sozialpolitik an 

die geänderten Rahmenbedingungen anpassen. 

Dies geschieht wiederum nicht in einem einfa-

chen Auswechseln der Sozialordnung, sondern 

durch deren Reparatur.

Die weitgehende Beschränkung der Argu-

mentation auf sozialpolitische Felder ergibt sich 

aus der Einsicht, dass verschiedene Politikfelder 

in stark unterschiedlicher Weise nationalen Ei-

genheiten unterliegen und deshalb – aus Sicht 

der Gesellschaft – dem internationalen Wettbe-

werbsdruck in unterschiedlichem Maße ausge-

liefert werden sollen. Gerade die Sozialpolitik ist 

sehr stark national geprägt und dient in jedem 

Land dazu, Verteilungskonfl ikte zu beheben2. 

Konstatiert man nun einen durchgreifenden sozio-

ökonomischen Wandel, wie er im ersten Kapitel 

kurz skizziert werden soll, dann kann –  wiederum 

aus Sicht der Bürger – davon ausgegangen wer-

den, dass die diversen sozialpolitischen Insti-

tutionen kaum einer Veränderung unterworfen 

werden sollten, da sie wie ein Anker Sicherheit 

für die Wirtschaftssubjekte produzieren. Gleich-

zeitig sind genau diese mikroökonomisch ausge-

richteten Politikfelder im Gefolge der EWU einem 

großen  Anpassungsdruck  ausgesetzt.  Dieser 

rührt daher, dass mit der EWU die Zahl nationa-

ler Anpassungsmechanismen verringert wurde: 

Die Geld- und Währungspolitik wurde an die EZB 

delegiert und die Fiskalpolitik ist durch den 

Stabilitäts- und Wachstumspakt restringiert. So 

bleiben nur noch der Arbeitsmarkt und die ihn 

prägenden Institutionen  als  Anpassungsinstru-

mente  an struk turelle Ungleichgewichte übrig. 

Damit sie aber ihre Aufgabe erfüllen können, 

müssen sie ebenfalls den neuen Rahmenbedingun-

gen angepasst werden, was aufgrund der natio-

nalen Spe zifi ka in Deutschland jedoch mit großen 

Schwierigkeiten verbunden ist, die es im folgen-

den zu thematisieren gilt.

Niemand wird bestreiten wollen, dass Re-

formen zur Aufrechterhaltung der ökonomischen 

Prosperität in Deutschland notwendig sind. Und 

ebenso wird niemand bestreiten, dass es hierzu-

lande institutionelle Reformblockaden gibt. Gleich-

wohl darf nicht übersehen werden, dass die vor-

herrschende negative Einschätzung der Reform-

fähigkeit des politischen Systems in Deutschland 

Einleitung1

1 Die Idee zur vorliegenden Expertise basiert auf dem „Deutschland-Dialog 2004“ zum Thema „Experimentierfeld  Deutsch  land?“, 
einer Kooperationstagung der Forschungsgruppe Deutschland, C.A.P, und  der Sonderforschungsgruppe Institutionenanalyse 
(sofia), veranstaltet mit Unterstützung der Friedrich-Ebert-Stiftung am 11./12. November 2004 am Centrum für angewandte 
Politikforschung (C.A.P.) in München; eine Übersicht der Beiträge und Referenten siehe unter http://www.cap-lmu.de/aktuell/
events/2004/deutschlanddialog.php

2 Vgl. Hemerijk/Schludi 2000
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einer technokratischen und im Sinne Max Webers 

idealisierenden Sichtweise von Politik und Poli-

tikern entspringt, die diese als nur der Allgemein-

heit verpfl ichtete Subjekte betrachtet. Hier nimmt 

die Ökonomie – ähnlich wie akteurstheoretische 

Ansätze in der Politikwissenschaft – eine andere 

Sichtweise ein und argumentiert auf der Basis 

des Homo oeconomicus, dass auch Politiker ne-

ben allgemeinen naturgemäß auch ihre eigenen 

Interessen verfolgen und das Ergebnis von Poli-

tik somit immer eine Art Kompromiss aus der 

Verfolgung dieser beiden Ziele ist. Die Diskus sion 

um Reformfähigkeit und Reformblockaden in der 

Politik muss daher immer auch die Anreizsitua-

tion für die darin agierenden Personen berück-

sichtigen, in deren Nutzenfunktionen sich eben 

auch ganz zentral Argumente wie (Wieder)wahl 

oder Machtabsicherung befi nden. Daraus folgt, 

dass Reformen immer dann möglich sind, wenn 

individuelle und allgemeine Interessen verbun-

den werden können. Dabei sollte man wiederum 

berücksichtigen, dass die allgemeinen Interessen 

einer Gesellschaft nur abstrakt existieren, Poli-

tiker jedoch von Individuen gewählt werden, die 

ebenfalls ihre eigenen Interessen verfolgen. Das 

heißt, Reformen sind immer dann möglich, wenn 

die individuellen Interessen der Politiker mit den 

individuellen Interessen der Wähler und den all-

ge meinen Interessen einer Gesellschaft in Überein-

stimmung gebracht werden können. Dies ist 

nicht nur von der Vermittlungsleistung der Poli-

tiker abhängig, sondern auch von der Einsicht 

der Wähler in die Notwendigkeit der vorgeschla-

genen Reformen. 

Bezogen auf die Situation in Deutschland 

ergeben sich daraus folgende Fragen, denen im 

weiteren nachgegangen werden soll:

(1) Was sind die Gründe für den Reformbedarf 

und wie sehen die Reformvorschläge aus?

(2) Welches sind im internationalen Vergleich 

die spezifi sch deutschen Gründe für Reform-

blockaden?

(3) Wie kann Reformfähigkeit (wieder)hergestellt 

werden?

Gerade die zweite Frage ist aus institutionenökono-

mischer Sicht notwendig, wenn man als Bench-

mark reformfreudigere Länder heranzieht.

Bei dieser Vorgehensweise wird die zu Grun-

de liegende Problematik somit mit drei verschie-

denen „Brillen“ betrachtet: Als erstes wird in den 

Kapiteln 1 und 2 aus einer „Policy-Perspektive“ 

argumentiert und Politik als ein eher technokra-

tisches Optimierungskalkül von theoriegeleiteten 

Strategien  zur  Realisierung  von  Zielen  unter 

Be achtung gegebener Instrumentalbedingungen 

verstanden. Dabei leitet Kapitel 2 bereits zu den 

Ebenen von „Polity“ und „Politics“ über, die im 

Mittelpunkt der beiden folgenden Kapitel 3 und 

4 stehen. Der Polity-Blickwinkel konzentriert sich 

auf das institutionelle Gefüge, das die Umsetzung 

der in der Policy entwickelten Politik maßnahmen 

gewährleisten, aber auch gegebenenfalls be-, 

wenn nicht sogar verhindern kann. Politics schließ-

lich interessiert sich für die in teres sen- und macht-

geleiteten Interaktionen im politischen Willens-

bildungsprozess, die ebenfalls die Erkenntnis-

umsetzung der Policy-Perspektive beeinträchti-

gen können.



1. Der Reformbedarf 3

1.1  Bisherige sozialstaatliche Tradition 

Die gesellschaftliche Ordnung Deutschlands zeich-

net  sich  –  wie  in  allen  anderen  europäischen 

Wohlfahrtsstaaten auch – durch ein soziales Si-

cherungssystem  aus,  das  die  Ergebnisse  der 

marktwirtschaftlichen Ordnung korrigiert. Die 

soziale Sicherung ist somit ein konstitutives Ele-

ment unserer Gesellschaft und steht folglich im 

Mittelpunkt  des  gesellschaftlichen  Interesses. 

Da rüber hinaus verkörpert die soziale Sicherung 

ein Politikfeld, das relativ zu anderen Politikfel-

dern, wie etwa der Steuerpolitik oder der Indus-

triepolitik, durch starke nationale  Besonderheiten 

und  Abschottungstendenzen  gegenüber  inter-

nationalen Märkten gekennzeichnet ist4. Dies 

ergibt sich aus der jeweils nationalen Entwick-

lung der sozialen Sicherungssysteme und der 

Relevanz für die Bürger. Die Organisation dieser 

Systeme hängt zum einen von ideologischen Vor-

stellungen und zum anderen vom Zeitpunkt ihrer 

Initialisierung ab. Daraus folgt aber auch, dass 

die Organisation der sozialen Sicherung verän-

dert werden muss, wenn sich die Randbedingun-

gen ändern. Findet dies nicht statt, so läuft die 

Gesellschaft Gefahr, dass die soziale Sicherung 

ihren eigentlichen Zweck nicht mehr erfüllen 

kann, oder anders ausgedrückt: Nicht die Kon-

stanz, sondern die Anpassungsfähigkeit des So-

zial systems garantiert die soziale Absicherung 

der Bürger bei sich wandelnden Umweltbedin-

gungen.

Der  deutsche  Wohlfahrtsstaat  ist  nun  im 

Rahmen der weithin und trotz aller Kritik daran5 

akzeptierten Dreiteilung nach Esping-Andersen6 

dem  konservativen  oder  kontinentaleuropäi-

schen Wohlfahrtsstaatsmodell zuzuordnen und 

ist durch die drei Begriffe Versicherung, Versor-

gung und Fürsorge geprägt7. Die soziale Siche-

rung ist somit im Spannungsfeld zwischen Ver-

teilung und Versicherung angesiedelt. Zum einen 

sollen verteilungspolitisch nicht gewünschte Er-

gebnisse durch redistributive Maßnahmen zumin-

dest abgeschwächt werden und zum anderen 

sollen allokative Mängel versichert werden. 

Insgesamt erscheint der deutsche Wohlfahrts-

staat aufgrund seines Schwerpunkts bei der sozia-

len Sicherung als ein Sozialversicherungsstaat. 

Dieses  Modell  basiert  auf  der  Bismarckschen 

So zialgesetzgebung aus den 1880er-Jahren, mit 

der die Grundlagen für eine Kranken-, Unfall- 

und Altersversicherung sowie die später einge-

führte Arbeitslosenversicherung und die noch 

recht junge Pfl egeversicherung geschaffen wur-

den. Seitdem haben sich aber nicht nur die Le-

bensverhältnisse in Deutschland drastisch geän-

dert, sondern auch die Bedingungen des Wirt-

schaftens sind andere geworden. Wie groß der 

Anpassungsbedarf der Sozialversicherungen an 

die heutigen Bedingungen ist, zeigt ein Blick auf 

die Randbedingungen, unter denen das System 

der Sozialversicherungen ursprünglich  entwickelt 

wurde: die vier Säulen des Wohlfahrtsstaats.

Die erste Säule war das so genannte Normal-

arbeitsverhältnis, das von einer auf Dauer und 

Kontinuität angelegten, abhängigen Beschäfti-

gung in einem Vollzeitarbeitsverhältnis ausgeht. 

Der Arbeitnehmer ist dabei in das System ar-

beits- und sozialrechtlicher Bestimmungen ein-

gebunden und qualifi ziert sich über die abhän-

gige Beschäftigung zur Mitgliedschaft in den 

Sozialversicherungen. Der Anteil des Normalar-

3  Dieses Kapitel orientiert sich stark an Bizer/Sesselmeier (2004) und Sesselmeier (2003).
4 Vgl. Hemerijck/Schludi (2000).
5   Siehe bspw. Obinger/Wagschal (1998) bzw. Borchert (1998).
6   Demnach sind kontinentaleuropäische (konservative), skandinavische (sozialdemokratische) und angelsächsische (liberale)Wohl-

fahrt regimes zu unterscheiden; vgl. Esping-Andersen (1990).
7   Lampert/Althammer (2004).
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beitsverhältnisses an allen Beschäftigungsformen 

sinkt seit 1970 kontinuierlich zu Gunsten diver-

ser atypischer Beschäftigungsverhältnisse. 

Die zweite Säule des Wohlfahrtsstaats deut-

scher  Prägung  ist  die  Ein-Verdiener-Familie: 

Die ses Bild beinhaltet die traditionelle Sichtwei-

se, dass der Mann die Familie ernährt, während 

die Frau für Hausarbeit und Kinder zuständig 

ist. Dieses Rollenverständnis zeigt sich deutlich 

in den abgeleiteten Ansprüchen in der Gesetz-

lichen Kranken- und Rentenversicherung, bei 

denen der nicht erwerbstätige Ehepartner über 

den berufstätigen „mitversichert“ ist. Sie zeigt 

sich im Übrigen sogar noch im Steuerrecht, wel-

ches das zweite Gehalt mit hohen Grenzsteuer-

sätzen belastet.

Die dritte Säule ist das Prinzip der Lebens-

standardsicherung. Für die deutschen Arbeit-

nehmer ist die Sicherung des Lebensstandards 

in Phasen der Erwerbslosigkeit, wie Krankheit, 

Arbeitslosigkeit oder altersbedingtes Ausschei-

den aus dem Arbeitsmarkt, von großer Bedeu-

tung. Kommt es zu einem Lohnausfall, soll die 

bisherige relative Position innerhalb der Gesell-

schaft gesichert sein. Die beitragsfi nanzierten 

Sozialversicherungen konservieren folglich die 

durch den Arbeitsmarkt bedingten Diskrepanzen 

zwischen den verschiedenen Arbeitnehmern. 

Der Staat übernimmt also quasi die Aufgabe, den 

sozialen Status der Bürger aufrechtzuerhalten. 

Die vierte Säule des deutschen Wohlfahrts-

staats wird häufi g vernachlässigt, ist aber für die 

Funktionsfähigkeit nicht weniger bedeutend: die 

Vollbeschäftigung. Die Sozialversicherungen, und 

hier insbesondere die Arbeitslosen- und Renten-

versicherung, basieren implizit auf der Annahme 

der Vollbeschäftigung. Auf der Finanzierungs-

seite erkennt man dies nicht zuletzt am Umlage-

verfahren, das alle in einem Jahr eingezahlten 

Beiträge auch im selben Zeitraum verausgabt. 

Das System geht also davon aus, dass immer 

genügend einzahlende Erwerbstätige vorhanden 

sind. Folglich berücksichtigt es auch nur vorü-

bergehende konjunkturelle Arbeitslosigkeit, aber 

nicht kontinuierlich ansteigende Arbeitslosigkeit, 

wie sie Deutschland seit etwa 1970 erfährt. 

Unser soziales Sicherungssystem beruht 

also auf Voraussetzungen, die seit geraumer Zeit 

nicht mehr erfüllt sind. Oder anders formuliert: 

Die vier Säulen, auf denen das deutsche System 

der Sozialversicherungen ruht, bröckeln erheb-

lich. 

1.2.  Wandel der sozio-ökonomischen  
  Rahmenbedingungen

Der sich vollziehende Strukturwandel fi ndet in 

unterschiedlichen Dimensionen und verschiede-

nen Teilsystemen der Gesellschaft statt, wenn 

auch nicht voneinander unabhängig. Dabei sind 

folgende Entwicklungen beobachtbar8:

(1) Im Bereich des sozioökonomischen Struk-

turwandels geht es um die Aspekte der Infor-

matisierung der Arbeit, der Globalisierung 

sowie des dienstleistungsorientierten Struk-

turwandels; 

(2) und im Bereich des soziodemografi schen Wan-

dels geht es um die Alterung und Schrump-

fung der Bevölkerung, den Wandel der Er-

werbsbeteiligung sowie die  Heterogenisierung 

der Lebensstile.

Traditionell teilt man die Wirtschaft in drei gro-

ße Sektoren ein: den Agrarsektor mit Land- und 

Forstwirtschaft (primärer Sektor), den industriel-

l en  Sektor  mit  dem  produzierenden  Gewerbe 

(sekundärer Sektor) und den Dienstleistungssek-

tor (tertiärer Sektor). Durch den dienstleistungs-

orientierten Strukturwandel wurde der tertiäre 

Sektor über die letzten 50 Jahre hinweg immer 

bedeutender. Sein Anteil an der Wertschöpfung 

erhöhte sich seit 1950 von 39,6 Prozent auf 62 

Prozent im Jahr 2000 und der Anteil der Er-

werbstätigen stieg von 32,5 Prozent im Jahr 

1950 auf 68,4 Prozent im Jahr 2000. Man darf 

bei dieser Entwicklung nicht vergessen, dass der 

Dienstleistungssektor abhängig vom industriel-

8  Ausführlich hierzu Bizer/Sesselmeier (2004) und Rürup/Sesselmeier (2001) sowie Althammer (2002) mit weiterführenden 
Literaturhinweisen.
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len Sektor ist. Das Wachstum produktionsnaher 

Dienstleistungen trägt damit das Wachstum der 

Dienstleistungsbranche insgesamt. Der dienst-

leistungsorientierte Strukturwandel lässt sich 

insofern als Ausdruck einer fortschreitenden 

gesellschaftlichen Arbeitsteilung interpretieren. 

Die Informatisierung der Arbeit beschreibt 

die Durchdringung praktisch aller Arbeitsfelder 

durch EDV-gestützte Techniken. Heute werden 

bereits mehr als 50 Prozent der Arbeitsplätze 

durch Informations- und Kommunikationstech-

niken deutlich geprägt und dieser Einfl uss nimmt 

weiter zu. Man kann der traditionellen Einteilung 

der Wirtschaft in drei Sektoren noch den Infor-

mationssektor als vierten hinzufügen. Im Jahr 

2010 sollen in diesem Bereich 55 Prozent aller 

Erwerbstätigen beschäftigt sein. Das zeigt die 

Bedeutung dieses Trends in den  Industrieländern. 

Die Informatisierung der Arbeitsplätze stellt 

zugleich höhere Anforderungen an die Qualifi -

kation der Arbeitnehmer. Auf lange Sicht müssen 

vermutlich drei Viertel der Arbeitnehmer den 

Umgang mit elektronischer Datenverarbeitung 

lernen. Das umfasst auch bisher eher gering 

Qualifi zierte.

Der Begriff der Globalisierung beschreibt 

eine alle Länder dieser Erde erfassende ökonomi-

sche Verbindung der Wirtschaftssubjekte durch 

Waren- und Dienstleistungsströme sowie Kapital-

verfl echtungen. Globalisierung im ökonomischen 

Sinne bedeutet die internationale Ausrichtung 

von Produktion, Absatz, Beschaffung und Finanz-

strömen. Es lassen sich grob zusammengefasst 

drei Ausprägungen unterscheiden, nämlich die 

Globalisierung des Handels, der Investitionen 

und der Finanzmärkte. Die Handels- und Inves-

titionsglobalisierung wird dabei vor allem von 

großen multinationalen Produktions- und Han-

delsunternehmen getragen und fi nanziell beglei-

tet durch die internationalen Banken und Finan-

zierungsinstitute. 

Wirtschaftliche Globalisierung wurde infol-

ge der Verdrängung des Sozialismus durch die 

Marktwirtschaft und die wegfallenden Mobilitäts-

schranken für Güter, Kapital und Technologie, 

sowie sinkende Kommunikations- und Transport-

kosten beschleunigt. Unternehmen können ihre 

Produktion weltweit ansiedeln – wo immer sie 

die günstigsten Standortfaktoren vorfi nden. Das 

bedeutet nicht, dass Länder mit hoher sozialer 

Sicherheit und z. B. hohen Umweltstandards als 

Standorte nicht gut geeignet wären. Allerdings 

müssen Leistungen und Gegenleistungen in an-

gemessenem Verhältnis stehen. Die zunehmen-

de Globalisierung der Weltwirtschaft verursacht 

aber nicht nur eine intensivere Kapitalverfl ech-

tung und einen stärkeren Warenverkehr, sondern 

auch neue und in diesem Umfang bisher unbe-

kannte Wanderungsströme. Neben der ökonomi-

schen gibt es im Zuge der Vertiefung der EU, 

aber auch der Einbindung Deutschlands in diver-

se supranationale Institutionen, noch eine poli-

tisch  induzierte  Globalisierung,  die  zu  einer 

Kon vergenz der bestehenden nationalen Sozial-

systeme beiträgt. 

Ein weiterer für die Entkoppelung von Er-

werbsarbeit und sozialer Sicherung relevanter 

Aspekt der Globalisierung ist in der  Europäischen 

Währungsunion zu sehen. Durch die Währungs-

union entfällt für die Mitgliedsländer der Wech-

selkurspuffer und die Geldpolitik. Die Mitglieds-

länder sind durch die Maastricht-Kriterien außer-

dem eng begrenzt in ihrer Fiskalpolitik. Dadurch 

kommt der Arbeitsmarkt- und Lohnfl exibilität 

eine herausragende Rolle zu.

Der vierte wesentliche Trend ist die Alterung 

und Schrumpfung der Bevölkerung. Jede demo-

grafi sche Entwicklung eines Landes ist durch 

drei Parameter bestimmt: Migration, Fertilität 

und Mortalität. Betrachtet man die Ergebnisse 

der zehnten koordinierten Bevölkerungsvoraus-

schätzung des Statistischen Bundesamts aus dem 

Jahr 2003, so wird die Konsequenz insbesonde-

re von Fertilität und Mortalität sein, dass

•  der Anteil der unter 20-Jährigen an der Ge-

samtbevölkerung von heute 21,3 Prozent in-

ner  halb der nächsten 50 Jahre auf 16 Pro zent 

fällt,

•  sich der Anteil der über 60-Jährigen von 

heute gut 23 Prozent auf 37 Prozent erhöht 

und sich damit fast verdoppelt. 
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Im Zuge dieser Strukturverschiebung ist 

davon auszugehen, dass innerhalb der nächsten 

50 Jahre die deutsche Wohnbevölkerung in Ab-

hängigkeit von der Nettozuwanderung (200.000 

Personen jährlich) von derzeit 82 Millionen auf 

75 Millionen schrumpfen wird. 

Dieses Muster der Bevölkerungsentwicklung 

ist – mit Ausnahme Irlands – in allen entwickel-

ten Industriestaaten zu beobachten und beruht 

auf einer für Industrieländer typischen Entwick-

lung: Die Zahl der Lebendgeborenen je Frau fällt 

und die Lebenserwartung steigt mit dem Ent-

wicklungsniveau, also mit dem materiellen Wohl-

stand eines Landes. 

Als fünfter und letzter Trend haben der 

Wandel der Erwerbsbeteiligung und die Heteroge-

nisierung der Lebensstile dazu geführt, dass die 

„Normalfamilie“  kaum  noch  als  Norm  gelten 

kann. Die traditionelle Familie, bei welcher der 

Ehemann mit seinem Einkommen die materiel-

le Versorgung sicherstellt und die Ehefrau als 

Hausfrau allein für die private Sphäre der Fami-

lie zuständig ist, geriet schon seit den 60er Jah-

ren unter Druck. Dabei spielten die Studentenbe-

wegung oder die Verbreitung der Antibaby-Pille 

und der damit gewonnene Spielraum für die 

Lebensplanung von Frauen eine wichtige Rolle. 

Die Frauenerwerbsbeteiligung stieg stark an, 

wobei sich die Teilzeitbeschäftigung als typische 

Erwerbsform von Frauen mit Kindern  etablierte. 

Diese Entwicklungen haben die für den deut-

schen Wohlfahrtsstaat charakteristischen Säulen 

verändert und tun dies auch weiterhin. Folglich 

müssen die Systeme der sozialen Sicherung eben-

falls modifi ziert werden, wenn sie weiterhin ihre 

Aufgabe des sozialen Schutzes der Bürger erfül-

len können sollen.

1.3  Konsequenzen: Die Notwendigkeit  
  von Strukturreformen

Die skizzierten Trends wirken auf die Säulen des 

deutschen Wohlfahrtsstaats, weil das Sozialver-

sicherungssystem auf dem Normalarbeitsver-

hältnis im industriellen Sektor basiert. Dagegen 

liegt die gegenwärtige und zukünftige Dynamik 

im Dienstleistungsbereich vor allem in so ge nann-

ten atypischen Arbeitsverhältnissen: Teilzeitar-

beit, geringfügige Arbeitsverhältnisse, neue Selbst-

ständigkeit und Werkvertragsarbeitnehmer, be-

fristete Arbeitsverhältnisse und Arbeitnehmer-

überlassung werden den Arbeitsmarkt bestim-

men. Zwar ist die absolute Anzahl der Normalar-

beitsverhältnisse nicht gesunken, wohl aber der 

relative Anteil dieser Beschäftigungsform an 

allen Beschäftigungsverhältnissen. 

Die neuen Arbeitsformen passen immer we-

niger in das dreiteilige Schema: Ausbildung – Er-

werbsarbeit – Ruhestand. Heute ist die typische 

Erwerbsbiografi e nicht mehr geradlinig, sondern 

fragmentiert. Durch die immer stärkere Zunah-

me der Flexibilisierung der Arbeitszeit und der 

Arbeitsformen unterscheidet sich auch die „weib-

liche“ immer weniger von der „männlichen“ Er-

werbsbiografi e. Das erhöht die Integrationschan-

cen der Frauen auf dem Arbeitsmarkt. Infolge 

der neuen Arbeitsformen erhöht sich aber auch 

die Wahrscheinlichkeit, zumindest vorüberge-

hend arbeitslos zu werden. Mit Arbeitslosigkeit 

ist immer ein gewisses Risiko verbunden, keinen 

Wiedereinstieg in das Berufsleben zu fi nden. Je 

häufi ger jemand arbeitslos ist und je länger er 

arbeitslos bleibt, desto mehr muss er den Verlust 

berufl ichen Know-hows befürchten. Wissen und 

Fähigkeiten wollen regelmäßig aktualisiert und 

ausgeübt sein. Mit dem Abbau von Hierarchie-

stufen, mit neuen Formen der Arbeitsorganisa-

tion und mit zunehmender Informatisierung 

verlieren bereits erlernte hard skills und gele-

gentlich auch soft skills schnell an Relevanz. An 

denselben Arbeitsplätzen können innerhalb weni-

ger Jahre ganz verschiedene Anforderungs profi le 

entstehen. Besonders an die älteren Erwerbstä-

tigen stellt dies hohe Anforderungen, aber auch 

den heute schon schlecht qualifi zierten Arbeits-

kräften fällt es immer schwerer, sich das erfor-

derliche Wissen anzueignen. Eine neue Bildungs-

politik und lebenslanges Lernen müssten hier 

eine ständige Erweiterung und Aktualisierung 

des Wissens ermöglichen. 
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Insgesamt führt diese Heterogenisierung der 

Arbeitsverhältnisse dazu, dass die an einem alt-

her gebrachten Bild der Arbeitswelt orientierten 

sozialen Sicherungssysteme veralten. In Konse-

quenz erfordert dies eine Neuausrichtung der So-

zial-, der Steuer- und auch der  Bildungspolitik.

Die typischen Charakteristika des Sozialver-

sicherungssystems sind der Versichertenkreis, 

der im internationalen Vergleich mit der Berück-

sichtigung nur der abhängig Beschäftigten einen 

sehr engen Zuschnitt hat, die nominell paritäti-

sche Beitragsfi nanzierung zwischen Arbeitneh-

mer und Arbeitgeber und die Lebensstandard-

sicherung bei den Leistungen. Diese drei Kenn-

zeichen der deutschen Sozialversicherungen 

geraten durch die beschriebenen Trends unter 

Veränderungsdruck. Bei der Anpassung der So-

zialversicherungen kann kaum eine Größe iso-

liert von den beiden anderen verändert werden. 

Allein der Wandel der Erwerbsformen bringt 

Änderungen bei allen drei Größen mit sich: Die 

Vielfalt der Erwerbsformen jenseits der abhän-

gigen Beschäftigung erfordert eine gleichmäßige 

Ausweitung des Versichertenkreises auf alle Er-

werbstätigen, damit die Wahl der Erwerbsform 

nicht durch die jeweilig damit verbundene Ab-

sicherungsform verzerrt wird, wie es zurzeit bei 

den geringfügig Beschäftigten mit geringer Pau-

schalbelastung oder bei den Selbstständigen der 

Fall ist. Mit der Abkehr von den abhängig Beschäf-

tigten als einziger Versicherungsgruppe muss je-

doch eine Relativierung der Lohnzentrierung der 

Sozialversicherungen erfolgen, weil die Selbst-

ständigen keinen Lohn aus abhängiger Beschäf-

tigung erzielen. Die Beschäftigungsverhältnisse 

dieser neuen Gruppen basieren schließlich nicht 

auf Arbeitsverträgen, sondern auf Werk- oder 

Dienstverträgen. Damit gerät die paritätische Bei-

tragsfi nanzierung ins Rutschen. Schließlich ent-

fällt mit dem Bedeutungsverlust des Lohns aus 

abhängiger Beschäftigung auch die Basis für die 

Lebensstandardsicherung. Stattdessen müssen 

alle Arten der Einkommenserzielung berücksich-

tigt oder Pauschalbeträge erhoben werden. Wer-

den zudem die Erwerbsverläufe perforierter als 

bisher, dann rückt für die Versicherten auch eher 

die Frage der Mindestsicherung, welche bisher 

die steuerfi nanzierten Sozialleistungen abde-

cken, in den Mittelpunkt des Interesses. 

Die Frage nach dem Sicherungsniveau führt 

uns direkt zur Aufgabenteilung zwischen Staat 

und Individuum. Die Ausdehnung des Versicher-

tenkreises erfordert aufgrund der Heterogenität 

dieser Versicherten eine andere Aufgabenteilung 

als die traditionelle. Der Versicherungszwang ist 

aus ökonomischer Sicht zur Vermeidung adver-

ser Selektion notwendig. Als adverse Selektion 

bezeichnet man das Phänomen, dass bei freiwil-

liger Versicherung nur diejenigen sich versichern 

lassen, die sich als „schlechtes Risiko“ einschät-

zen. Die Versicherungen versammeln somit alle 

schlechten Risiken, während die „guten Risiken“ 

unversichert bleiben. Das erhöht tendenziell die 

Versicherungsprämien, wodurch zusätzlicher 

Druck auf die Versicherungsentscheidung ent-

steht. Adverse Selektion lässt sich durch eine 

gesetzliche Zwangsversicherung ausschließen. 

Ein weiteres Problem von Versicherungen tritt 

auf, wenn die Gruppe der Versicherten, welche 

die Sozialversicherung in Anspruch nimmt, zu 

groß und zu heterogen ist, weil daraus Probleme 

moralischen Risikos entstehen: Je heterogener 

die Gruppe ist, desto eher entsteht der Eindruck 

bei Einzelnen, sie würden Beiträge leisten, von 

denen nur die anderen profi tieren. Diese subjek-

tive Einschätzung führt zu einer Tendenz, das 

Versicherungsverhältnis auszunutzen, schlimms-

tenfalls Versicherungsbetrug zu begehen. Diesem 

Problem begegnet man am besten, indem man 

Leistungen und Gegenleistungen enger  verknüpft. 

Daraus folgt, dass sowohl das Versicherungsprin-

zip als auch das Prinzip von Leistung und Gegen-

leistung zu stärken wären. Die Vergrößerung des 

Versichertenkreises müsste mit einer Gruppen-

bildung eben dieses Kreises einhergehen. Dies 

kann die Sozialversicherung im bisherigen Zu-

schnitt allerdings nicht schaffen. Vielmehr sollte 

sie eine Grundsicherung für den gesamten Ver-

sichertenkreis darstellen, zu dem individuelle 

Vorsorgemaßnahmen hinzukommen. Die gesetz-

liche Pfl ichtversicherung sollte durch eine priva-

te Versicherungspfl icht ergänzt werden.
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Eine Lebensstandardsicherung allein auf 

Basis  der  gesetzlichen  Sozialversicherungen 

erscheint somit ebenfalls nicht mehr möglich. 

Vielmehr ist die Einrichtung eines mehrsäuligen 

Sicherungssystems aus öffentlichen und privaten 

Trägern notwendig, die gemeinsam für diese 

Lebensstandardsicherung sorgen. Damit über-

trägt der Staat auch wieder ein Stück Verantwor-

tung zurück auf den Einzelnen. 

Mittelfristig muss das System der sozialen 

Sicherung an die radikal geänderten und sich 

weiterhin  ändernden  Umweltbedingungen  in 

Folge des Übergangs von einer relativ homoge-

nen Industriegesellschaft zu einer viel mehr he te-

rogenen Dienstleistungsgesellschaft angepasst 

werden. Gefordert sind somit langfristig ange-

legte Strukturmaßnahmen.

Eine auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Sozial-

politik9  sollte  also  die  Flexibilität  und  Anpas-

sungsfähigkeit  des  Systems  erhöhen,  um  dem 

Bürger  einen  optimalen  Schutz  gewähren  zu 

können. Dies erscheint vor allem durch eine 

Kombination verschiedener Strategien zu einer 

Gesamtstrategie und weniger durch die Beto-

nung  nur  jeweils  einer  möglich.  Die  Gründe 

hierfür sind zum einen das starke Ineinander-

greifen institutioneller Regelungen und die damit 

verbundenen Folgewirkungen selektiver Maß-

nahmen und zum anderen sollte eine Gesamtstra-

tegie die Überzeugungs- und Führungsfähigkeit 

der Politik stärken. Des weiteren sollte Sozial-

politik immer die Selbstständigkeit und Eigen-

verantwortlichkeit der Bürger stärken. Solange 

dies vor allem durch die Möglichkeit zur Er-

werbsarbeit geleistet werden kann, sollte für den 

arbeitsfähigen Teil der Bevölkerung die (Wieder)-

Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt im 

Vordergrund stehen. Darüber hinaus müssen die 

generellen Wachstumschancen einer Volkswirt-

schaft zumindest aufrechterhalten, eher jedoch 

verbessert werden.

Die letzten Punkte deuten bereits darauf hin, 

dass Sozialpolitik mehr ist als soziale Absiche-

rung bei Eintritt eines Versicherungsfalls. Letz-

teres wird unter dem Stichwort „konsumtive 

Sozialpolitik“ zusammengefasst. Daneben und 

für die Lebenschancen der Menschen genau so 

wichtig ist die „investive Sozialpolitik“, deren Ziel 

die Realisierung der Lebenschancen ist und die 

auf eine bestmögliche Beteiligung der Individuen 

an der für Prosperität sorgenden Ökonomie ab-

zielt. Dazu gehören die Familien- und Bildungs-

politik. Beide sind die Schlüssel zur Bewältigung 

des skizzierten sozioökonomischen und -demo-

graphischen  Strukturwandels.  Entsprechend 

dieser Unterscheidung in konsumtive und inves-

tive Sozialpolitik lassen sich auch die Gerechtig-

keitsvorstellungen differenzieren. So ist mit der 

konsumtiven Sozialpolitik, die in Deutschland im 

Vordergrund steht, die Verteilungsgerechtigkeit 

verbunden, womit die Frage nach einer gerech-

ten Verteilung der Marktergebnisse thematisiert 

wird. Mit der investiven Sozialpolitik ist hingegen 

die (Start)chancengerechtigkeit verbunden. Bei-

de Gerechtigkeitsvorstellungen müssen sich nicht 

ausschließen10, zu fragen ist aber nach der je-

weiligen Verankerung in der Gesellschaft.

Auch in Bezug auf eine Steigerung der Be-

schäftigung muss – und wird auch schon – das 

System der sozialen Sicherung einer Modifi kati-

on unterzogen. So ist die Diskussion, welche 

Rolle die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen 

Institutionen für die Entstehung und noch viel 

mehr für die Persistenz von Arbeitslosigkeit 

spielen, fast so lang andauernd wie die Arbeits-

losigkeit selbst. Allerdings kann alleine durch 

Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik keine Beschäfti-

gungssteigerung erzeugt werden, denn Beschäf-

tigungspolitik ist immer ein Kuppelprodukt aus 

verschiedenen makro- wie mikroökonomischen 

Politiken. Hierzu gehören noch die Geld- und 

Fiskalpolitik sowie die Lohnpolitik. Geld- und 

Fiskalpolitik sind allerdings ganz oder teilweise 

in Folge des europäischen Vertiefungsprozesses 

der nationalen Einfl usssphäre entzogen, so dass 

nur die Lohnpolitik sowie die Arbeitsmarkt- und 

  9   Vgl. Sesselmeier (2000)
10  Vgl. Becker/Hauser (2004).
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Sozialpolitik verbleiben, um auf nationaler  Ebene 

die mit dem skizzierten Strukturwandel einher-

gehenden Probleme zu verarbeiten. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass es sich hierbei ebenfalls 

um  Strukturprobleme  handelt,  die  eine  mikro-

öko nomisch ausgerichtete Politik bedingen, die 

makroökonomische Politik damit nur unterstüt-

11 Für eine aktuelle Synopse wirtschafts- und beschäftigungspolitischer Reformvorschläge unterschiedlicher Institutionen siehe 
 Eichhorst/Walwei (2005).

zend wirken kann. Die Vorschläge hierzu sind 

seit einigen Jahren in Hülle und Fülle auf dem 

Markt und sie sind nicht so widersprüchlich, als 

dass dies ein Argument für die Politik sein könn-

te nichts zu tun.11 Es besteht somit kein Erkennt-

nisproblem, sondern vielmehr ein Umsetzungs-

problem – soweit die Policy-Perspektive.
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2.  Erfolgreiche Reformstrategien

Ebene sowie die durch den Stabilitäts- und Wachs-

tumspakt in ihren Möglichkeiten restringierte 

Fiskalpolitik einen Ausfall an Anpassungsinstru-

menten bedeutet, der durch eine entsprechend 

fl exible Lohn-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 

kompensiert werden muss. Da diese Politikfelder 

jedoch stark pfadabhängig sind, kann die Rolle 

der europäischen Ebene nicht dadurch gestärkt 

werden, dass Kompetenzen dorthin übertragen 

werden, sondern dadurch, dass sie die National-

staaten in deren Bemühen um eine anpassungs-

fähige Architektur der sozialen Sicherung unter-

stützt. Dies geschieht durch die Anwendung der 

Methode der offenen Koordinierung14. Der Euro-

päische Rat defi nierte diese Politikstrategie in 

Lissabon 2000 folgendermaßen: „Eine neue offe-

ne Methode der Koordinierung auf allen Ebenen 

zur Verbreitung bewährter Praktiken und Her-

stellung einer größeren Konvergenz in Bezug auf 

die wichtigsten Ziele der Europäischen Union“. 

Folglich bestehen die Kernelemente der offenen 

Methode der Koordinierung aus 

•  Festlegung von Leitlinien und Zeitplan,

•  Festlegung quantitativer und qualitativer Indi-

katoren und Benchmarks,

•  Umsetzung in nationale Politik,

•  regelmäßige Überwachung, Bewertung und 

gegenseitige Prüfung: naming and shaming.

Die Methode der offenen Koordinierung kann 

folglich mit einem Kreislauf zwischen den euro-

päischen Institutionen Kommission, Rat, Parla-

ment mit seinen Ausschüssen einerseits und den 

Nationalstaaten andererseits gleichgesetzt wer-

den. Die Politik hat sich mit diesem Instrument 

Ansätze der vergleichenden Politikfeldforschung 

zu eigen gemacht, wie sie, wenn auch in unter-

schiedlichen Ausprägungen, in den Sozial- und 

Die Sozialpolitik sieht sich nicht allein in Deutsch-

land mit Krisenszenarien konfrontiert. Allerdings 

wurden in einigen anderen europäischen Staaten, 

die von den gleichen oder doch ähnlichen sozio-

ökonomischen Wandlungsprozessen betroffen 

sind, frühzeitiger sozialpolitische Reformmaß-

nahmen unterschiedlicher Reichweite ergriffen.12 

Insbesondere  den  Niederlanden,  Dänemark, 

Schweden,  aber  auch  Großbritannien  wird  in 

die ser Hinsicht eine Vorreiterrolle zugeschrie-

ben.13 Im Zuge der kontrovers geführten Reform-

debatte richtet sich der Blick daher zunehmend 

auf mögliche Referenzmodelle, von denen die 

deutsche Reformpolitik lernen könnte.

2.1  Woraus kann man lernen? 

Die Vertiefung der EU brachte eine  wirtschaftliche 

Integration durch die Vergemeinschaftung von 

Währungs-, Geld- und (teilweise) Wirtschaftspoli-

tik mit sich, aber kaum eine soziale Integration. 

Hier gab es Änderungen mit dem Vertrag von 

Amsterdam, der zu einer „Konsolidierung der 

Eu ro päischen Sozialgemeinschaft“ (Schulte 2004, 

88) geführt hat. Mit Art. 136 Abs. 1 EGV wurde 

die Gemeinschaftskompetenz für die EU und die 

Nationalstaaten unter den Stichworten  Förderung 

der Beschäftigung, Verbesserung der  Lebens- 

und Arbeitsbedingungen, angemessener sozialer 

Schutz, sozialer Dialog, Entwicklung des Arbeits-

kräftepotenzials und Bekämpfung von Ausgren-

zungen  und somit auch die Arbeitsteilung im 

Bereich der sozialen Sicherung in einem Mehr-

ebenenpolitikraum etabliert.

Diese Entwicklung erscheint auch deswegen 

notwendig, weil die vollständige Verlagerung der 

Geld- und Währungspolitik auf die europäische 

12 In Deutschland wurde die Thematisierung dieser Probleme mit der Wiedervereinigung unterbrochen und in den Hintergrund 
gedrängt, was jetzt zu einem Nachholprozess führt, der mit einem enormen Zeitdruck sowohl für die politischen Entscheidungs-
träger als auch für die Gesellschaft, die die Reformen verarbeiten muss, verbunden ist.

13  Siehe hierzu aus der Flut einschlägiger Literatur Bertola/Boeri/Nicoletti (2001), Buti/Franco/Pench (1999), Eichhorst/Profit/
Thode (2001), Eichhorst/Thode/Winter (2004), Galli/Paugam (2000), Lessenich/Ostner (1998), Scharpf/Schmidt (2000).

14  Siehe hierzu Linsenmann/Meyer (2002), Scharpf (2000), Schmähl (2003), Giering/Metz (2004), Schmid/Kull (2004).
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Wirtschaftswissenschaften mittlerweile gang und 

gäbe sind.15 Im Unterschied zum Stabilitäts- und 

Wachstumspakt handelt es sich hierbei allerdings 

um eine weiche Form der Koordinierung, da die 

europäischen Institutionen außer dem naming 

and shaming keinerlei Durchsetzungs- und Sank-

tionsmöglichkeiten haben.16

2.2  Was kann man lernen? 

Auch wenn die Methode der offenen Koordinie-

rung zum Herzstück der Kompetenzkooperation 

von EU und den Nationalstaaten geworden ist, 

so ist das Instrument doch auch ein umstrittenes. 

Grundsatzprobleme der Übertragbarkeit andern-

orts erfolgreicher Politikmodelle betreffen nicht 

nur die inhaltlich-sachpolitische Dimension (poli-

cy) sondern auch die politischen und ökonomi-

schen Rahmenbedingungen (polity) sowie die 

institutionellen Mechanismen zur Problemerken-

nung und -lösung (politics) (Schmid 2003). Wie 

das nachstehende Schaubild zeigt, ergeben sich 

daraus mannigfaltige Probleme, wenn die Be-

dingungen in den Ländern unterschiedlich sind 

und die Programme sowie die Instrumente zu 

spezifi sch ausgerichtet werden. Nur bei einer 

 
15  Siehe bspw. Schmid (2002).
16  Zur Verankerung im Verfassungsvertrag vgl. Metz (2005).

Tabelle 1:  Möglichkeiten des policy borrowing

Inhalt der Politik Bedingungen ähnlich Bedingungen verschieden

Globale Problem-
defi nitionen und 
Lösungsstrategien

Weitgehende Analogie;

Möglichkeit einer 

Übertragung ist hoch

Konsensdefi zite;

Möglichkeit einer Übertragung 

ist niedrig

Spezifi sche Programme 
und konkrete 
Instrumente

Effi zienzdefi zite; 

Technische Kompatibilitäts-

probleme

Konsensdefi zite und Struktur-

differenzen; Wahrscheinlich-

keit einer Übertragung ist sehr 

niedrig

 
   Quelle: Schmid (2003)

weitgehenden Analogie der institutionellen Ge-

gebenheiten sowie der Problemdiagnose und -hei-

lung ist eine einfache Vorgehensweise des „poli cy 

borrowing“ möglich. In allen anderen Fällen muss 

darauf geachtet werden, wie bestimmte Instru-

mente innerhalb eines gegebenen Sets von Rah-

menbedingungen funktionieren. Nur wenn das 

gesamte Institutionenarrangement berücksich-

tigt wird – und gegebenenfalls mit übertragen 

wird – kann ein spezifi sches Instrument in einem 

anderen Land erfolgreich sein. Einer derartigen 

Übertragung sind jedoch durch die Pfadabhän-

gigkeit von Systemen Grenzen gesetzt.

Denn nur, wenn sowohl die Bedingungen 

als auch die Problemdefi nitionen und Lösungs-

strategien ähnlich sind, können Übertragungen 

von Politikmustern sinnvoll sein. Je kleinteiliger 

und spezifi scher sowohl Probleme als auch die 

Lösungsansätze werden, umso problematischer 

ist deren Kopie, da einzelne Instrumente ihre 

Wirkung immer nur im Zusammenspiel mit an-

deren entfalten. Darüber hinaus sind auch die 

politisch-kulturellen Unterschiede zwischen den 

Gesellschaften  nicht  zu  unterschätzen.  Diese 

spie len eine Rolle für die Akzeptanz und damit 

für  die  Wirkmächtigkeit  neuer  Instrumente. 
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Werden diese Einschränkungen, die nicht gegen 

die Methode, sondern gerade für eine explizite 

institutionen(ökonomisch)basierte Vorgehens-

weise sprechen, berücksichtigt, dann handelt es 

sich um eine durchaus praktikable und auch 

wirkmächtige Politikform, die alle drei Ebenen 

von policy, polity und politics berücksichtigt.

Aus dieser ergebnisorientierten Beobach-

tung der europäischen Wohlfahrtsstaaten lassen 

sich dann auch eine Reihe von Gemeinsamkeiten, 

die zum Erfolg beigetragen haben, ableiten17:

• umfassender, gesamtwirtschaftlicher Ansatz 

mit der Koordination verschiedener Politik-

felder,

• Fiskal- und Geldpolitik schufen günstigen 

Rahmen,

• Produkt- und Dienstleistungsmärkte wurden 

liberalisiert,

• dezentralisierte und fl exibilisierte Lohnfi n-

dungssysteme,

• moderate Lohnsteigerungen sowie Etablie-

rung von Niedrigentgelten,

• niedrige Lohnnebenkosten zur Verringerung 

der Arbeitskosten und Förderung der Arbeits-

nachfrage,

• Wiedereingliederungsdruck  in  den  ersten 

Ar beitsmarkt,

• stärkere Mischung in der Finanzierung der 

sozialen Sicherung,

• höhere Investitionen in Bildung und Weiter-

bildung,

• Gleichbehandlung unterschiedlicher Formen 

von Erwerbsarbeit,

• leichtere Vereinbarkeit von Familie und  Be -

ruf,

• Reorganisation der sozialen Sicherungssys-

teme zu ihrer nachhaltigen Erhaltung und 

Stärkung. 

Ausgehend von diesen Punkten kann man sehr 

leicht feststellen, dass von einem derart umfas-

senden Politikansatz in Deutschland kaum die 

Rede sein kann. Die makroökonomischen Poli-

tikfelder stehen aufgrund des Kompetenztrans-

fers an die europäische Ebene gar nicht oder nur 

sehr eingeschränkt zur Verfügung. Im Bereich 

der sozialen Sicherung gab es einzelne Reformen 

unterschiedlicher Reichweite wie die Hartz-Ge-

setze in der Arbeitsmarktpolitik oder in der Al-

terssicherung, während andererseits das Ge-

sundheitssystem noch reformbedürftig ist, da 

hier nur die Einnahmenseite auf Grund diverser 

Zuzahlungsregelungen verbessert wurden, Struk-

turreformen jedoch weitgehend ausblieben oder 

noch keine aussagekräftigen Ergebnisse produ-

zieren. Ebenso ist zwar zum einen die Lohnent-

wicklung gegenwärtig moderat, wohingegen die 

Verringerung des Abgabenkeils und damit der 

Lohnnebenkosten  nicht  voran  kommt.  Ebenso 

fi ndet kaum eine Liberalisierung der Produkt- 

und Dienstleistungsmärkte statt. Die Diskussion 

um die europäische Dienstleistungsrichtlinie 

weist sogar in die entgegengesetzte Richtung. 

Schließlich hat der Diskussionsprozess hinsicht-

lich notwendiger Reformen in der Bildungs- und 

Familienpolitik gerade erst begonnen. Erschwert 

wird er dadurch, dass es sich bei diesen beiden 

Politikfeldern um klassische Querschnittsaufga-

ben handelt, die zudem noch von der – noch zu 

problematisierenden – deutschen Mehrebenen-

problematik erfasst sind.18

Allerdings ist zu berücksichtigen, dass der 

Schritt von der policy- oder Erkenntnisebene hin 

zur Umsetzungsebene mit ihren polity- und poli-

tics-Problemen kein einfacher ist. Denn institu-

tionelle Gefüge können nicht ohne Reibungsver-

luste umgestellt werden. Vielmehr stellt sich aus-

gehend von der Pfadabhängigkeit der Systeme 

immer ein Transformationsproblem. Dies gilt für 

alle Systeme allein schon deswegen, weil den 

jeweiligen Mitgliedern auch eine Rechtssicher-

heit zugebilligt werden muss. Und es gilt umso 

mehr, je spezifi scher ein System ausgerichtet ist. 

An dieser Stelle kommen wir zu den deutschen 

Besonderheiten. Das System der sozialen Siche-

rung in Deutschland, so wie es zu Beginn skiz-

ziert wurde, ist zuvorderst ein Sozialversiche-

 
17  Vgl. bspw. Bizer/Sesselmeier (2004),  Döring (2004), Eichhorst/Profit/Thode (2001), Eichhorst/Thode/Winter (2004), Gerlach 

(1998), Walwei (1998), Werner (1998).
18  Vgl. Zohlnhöfer (2003).
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rungssystem mit einem relativ engen Zuschnitt, 

was den Versichertenkreis betrifft. Die Beitrags-

fi nanzierung und noch vielmehr die Rechtsspre-

chung haben den zu erwartenden Versicherungs-

leistungen einen Eigentumscharakter zugewie-

sen,  der  einem  umlagefi nanzierten  System  in 

diesem Ausmaß normalerweise nicht innewohnt. 

Schließlich sind die Leistungen aus den Sozial-

versicherungssystem immer noch recht generös, 

so dass in der Summe eine hohe Akzeptanz in 

der Bevölkerung vorhanden ist, was eine Reform 

erschwert. Hinzu kommt, dass soziale Sicherung 

in Deutschland vor allem als konsumtive Sozial-

politik diskutiert wird, verbunden mit einem ent-

sprechend  spezifi schen  Gerechtigkeitsbegriff. 

Zudem wird die bildungs- und familienpolitische 

Diskussion durch eine Verknüpfung mit der inter-

generativen Gerechtigkeit beschwert, ohne dass 

Klarheit darüber besteht, was unter diesem Be-

griff zu verstehen ist und wie er gesellschaftspoli-

 
19 Vgl. hierzu Sesselmeier (2004).
20  Vgl. Pioch (2000).

tisch zu handhaben ist.19 Diese Engführung der 

Sozialpolitik und der dahinterstehenden Normen 

wird noch dadurch gefördert, dass zumindest 

bis vor kurzem deutsche Entscheidungsträger in 

wesentlich engeren Alternativbahnen dachten 

als beispielsweise ihre niederländischen Kolle-

gen, deren System bzw. Anpassungsvermögen 

trotz aller Schwächen uns als Vorbild dient.20 

Inhaltlich zeigte sich dies in der Einführung der 

umlagebasierten, lohnzentrierten und beitrags-

fi nanzierten Pfl egeversicherung 1995, zu einem 

Zeitpunkt also, wo die Probleme dieser Art von 

Organisation der Sozialversicherungen schon 

breit diskutiert wurden. Es lässt sich somit schluss-

folgern, dass die wichtigste Aufgabe des Bench-

marking und der Methode der offenen Koordinie-

rung weniger in der Betrachtung der policy-Ebe-

ne liegt, sondern vielmehr in der Beeinfl ussung 

der polity- und politics-Ebenen.
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Wo liegen also die spezifi schen Ursachen des 

Reformdefi zits in Deutschland? Weshalb ist die 

Umsetzung als richtig erkannter Reformschritte 

so schwierig? Die neo-institutionalistische For-

schung geht davon aus, dass ein Zusammenhang 

zwischen den Strukturmerkmalen und der Perfor-

manz eines Regierungssystems besteht.21 Poli-

tikwechsel sind demnach in unitarischen Mehr-

heitsdemokratien am leichtesten zu bewerkstel-

ligen, in föderal organisierten Konsensdemokra-

tien hingegen am schwierigsten.22 Das deutsche 

Regierungssystem mit seiner föderalen Struktur 

und verhandlungsdemokratischen Zügen ist dem-

zufolge systemimmanent auf Stabilität ausgerich-

tet. Statt radikaler Politikwechsel sind Stück-

werksreformen programmiert.23 Gleich wohl las-

sen sich Politikergebnisse nicht unmittelbar an-

hand institutioneller Voraussetzungen erklären, 

werden sie doch maßgeblich durch sozio-kultu-

relle, ökonomische und internationale Kontextfak-

toren (Politikumwelt) wie auch durch die Hand-

lungssituation (Akteurskonstellation, Handlungs-

orientierungen, Interaktionsformen) bestimmt.24 

Aus dem hieraus ableitbaren komplexen Fakto-

renset sollen im folgenden lediglich diejenigen 

Reformhindernisse diskutiert werden, die im Mit-

telpunkt der kontrovers geführten  Reformdebatte 

stehen: 

• Zum einen wird das Reformklima in Deutsch-

land problematisiert, da politische Akteure 

als „Stimmenmaximierer“ die Reformbereit-

schaft der Wähler berücksichtigen müssen – 

weshalb sie bei der Abwägung von Handlungs-

alternativen eher kurzfristigen als langfristi-

gen Erfolgskriterien folgen.

• Zum anderen sollen die aus dem kooperativen 

Föderalismus resultierenden institutionellen 

Reformbarrieren erörtert werden, die den 

Handlungskorridor im politischen Entschei-

dungsprozess grundlegend einschränken.

• Schließlich gilt es zu veranschaulichen, dass 

Verhandlungszwänge durch korporatistische 

Arrangements eher verstärkt denn überwun-

den werden.

3.1  Gesellschaftliche Akzeptanzbarrieren: 
  Wie weit reicht die Reformbereit - 
  schaft der Deutschen?

Die anhaltende Reformdebatte ist nicht wir-

kungslos geblieben. Seit dem Jahr 2000 hat sich 

bei der großen Mehrheit der Deutschen der Ein-

druck verfestigt, „dass gesellschaftliche Refor-

men bei uns nicht schnell genug vorankommen“. 

Im April 2004 vertraten 84 Prozent der Befragten 

diese Ansicht. Ebenso hat sich die Einsicht in die 

Notwendigkeit von Reformen weithin durchge-

setzt. Im Herbst letzten Jahres stuften 89 Prozent 

der Deutschen die bisherigen Reformmaßnah-

men in den Bereichen Gesundheit, Rente, Arbeits-

markt und Steuern als nicht ausreichend zur 

Bewältigung der vorhandenen Probleme ein. Nur 

8 Prozent hielten die getroffenen Reformmaß-

nahmen für ausreichend.25 Der Handlungsdruck 

auf die Politik ist weiterhin hoch, zumal wesent-

liche Belastungsfaktoren im wirtschaftlichen 

Standortwettbewerb als „hausgemacht“ und so-

mit  auch  veränderbar  betrachtet  werden.26 

Gleich wohl ist die konkrete Reformbereitschaft 

als eher begrenzt einzustufen. Die Skepsis betrifft 

3. Umsetzungsprobleme in Deutschland

 
21  Vgl. Lijphart (1984), (1999).
22 Croissant (2001), S. 151; vgl. auch Czada (2002).
23 Czada/Schmidt (1993);  als zentrale Indikatoren zur Bestimmung einer Mehrheits- bzw. Konsensdemokratie sind die Konzen-

tration der Exekutivmacht, die Dominanz der Exekutive, die Struktur des Parteiensystems, die Disproportionalität des Wahl-
systems, der Pluralismusgrad des Verbändesystems, der Zentralisierungsgrad des Staatsaufbaus, der Parlamentstyp, die Rigi-
dität der Verfassung, die Parlamentssouveränität und die Zentralbankautonomie heranzuziehen; vgl. Croissant (2001).

24  Scharpf (2000).
25  Repräsentativerhebung von ipos im Auftrag des Bundesverbands der deutschen Banken, zit. nach interesse, (2004) 8, S. 3.
26  Vgl. Repräsentativerhebung des Instituts für Demoskopie (IfD) Allensbach, in: FAZ, Nr. 39 v. 16.02.2005, S. 5.
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sowohl die eingeschlagene Richtung der Refor-

men, als auch die persönliche Opferbereitschaft. 

Sichtbar werden ambivalente Grunddispositio-

nen zur Reformfrage, die es im folgenden näher 

zu beleuchten gilt. 

Zukunftsängste und Sicherheitsbedürfnis

Zukunftsängste bestimmen das gesellschaftliche 

Klima in Deutschland. So ist beispielsweise der 

Anteil derjenigen, die allgemein „härtere Zeiten“ 

erwarten, auf mittlerweile 73 Prozent angestie-

gen. Der Glaube an die bewährten Mechanismen 

der Sozialen Marktwirtschaft hat seit Mitte der 

neunziger Jahre merklich nachgelassen. Nur 

noch 22 Prozent betrachten „unseren Wohl-

stand“ als nicht gefährdet.27 Ein Grundpfeiler des 

Selbstverständnisses der Deutschen erweist sich 

damit als brüchig.28 Der Reformdruck in den 

Bereichen Arbeitsmarkt und Wohlfahrtstaat ist 

kein Sonderfall in Europa, wird aber aufgrund 

des Verlusts des „angestammten“ Spitzenplatzes 

Deutschlands als besonders dramatisch empfun-

den. Im vorliegenden Zusammenhang sind vor 

allem die in weiten Teilen der Bevölkerung objek-

tiv vorhandenen oder subjektiv empfundenen 

Existenzsorgen relevant, die sich in  pessimisti -

schen Einschätzungen der wirtschaftlichen Ent-

wicklung und der konkreten Angst vor Arbeits-

losigkeit und sozialem Abstieg widerspiegeln. 

Ablesbar ist eine tiefgreifende Verunsicherung, 

die in auffallendem Gegensatz zur ausgeprägten 

Sicherheitsorientierung  der  Deutschen  steht. 

An passungsschwierigkeiten in Richtung mehr 

Eigen verantwortung betreffen insofern auch die 

Risiko scheu, die in den Einstellungsmustern der 

Deutschen nachweisbar ist.29 Hinzufügen ließen 

sich Mentalitätsaspekte wie etwa ein mangelnder 

Optimismus und die Tendenz, „eher in Katego-

rien der Schadensbegrenzung zu denken“30, als 

die Reformanstrengungen als Chance zu begrei-

fen. 

Staat oder Markt 

Ambivalent sind auch die Grunddispositionen 

hinsichtlich der Rolle des Staates. So wird einer-

seits staatliche Regulierung beklagt und die Pri-

vatisierung staatlicher Aufgaben mehrheitlich 

befürwortet. Mehr als jeder Zweite vertritt denn 

auch die Auffassung, es sei für die  „wirtschaftliche 

Entwicklung eines Landes“ am besten, „wenn 

der Staat möglichst wenig in die Wirtschaft ein-

greift“.31  Andererseits  scheint  der  Trend  zu 

„mehr Freiheit, weniger Staat“ nur unter Vor-

behalt gültig. In einer Repräsentativerhebung 

vom März 2004 meinten nämlich 57 Prozent der 

Befragten: „Es darf nicht zu sozialen Ungerech-

tigkeiten kommen, und deshalb muss der Staat 

auch regulierend in die Wirtschaft eingreifen“; 

demgegenüber  entschieden  sich  lediglich  28 

Prozent für die Grundsatzposition: „ohne staat-

liche Eingriffe läuft die Wirtschaft besser“.32 

Dem  entspricht  der  Befund,  wonach  in 

Deutschland nach wie vor von einem sozialstaat-

lichen Konsens auszugehen ist, der sich in der 

grundsätzlichen Befürwortung der Verantwor-

tung des Staates für die soziale Sicherheit seiner 

Bürger ausdrückt.33 Seit Mitte der neunziger 

Jahre sind zwar Anzeichen für eine Anspruchs-

reduktion festzustellen, jedoch hält die große 

Mehrheit am institutionellen Kern des Sozial-

staats fest. So vertraten im Jahr 2000 85 Prozent 

der Westdeutschen (1991: 90 Prozent) und sogar 

93 Prozent der Ostdeutschen (1991: 99 Prozent) 

die Auffassung: „Der Staat muss dafür sorgen, 

dass man auch bei Krankheit, Not, Arbeitslosig-

keit und Alter ein gutes Einkommen hat“.34 

27  Repräsentativerhebung von ipos im Auftrag des Bundesverbands der deutschen Banken, zit. nach interesse, (2004) 8, S. 4.
28  Grundlegend hierzu vgl Weidenfeld/Korte (1991).
29  Umfassender hierzu vgl. Korte/Weidenfeld (2001).
30  Renate Köcher, „Die Schwächen einer verzagten Nation“, in: FAZ, Nr. 39 v. 16.02.2005, S. 5.
31  Dem stimmten in einer Befragung vom April 2004 25 Prozent „voll“ und weitere 32 Prozent „eher“ zu; Repräsentativerhebung 

von ipos im Auftrag des Bundesverbands der deutschen Banken, zit. nach interesse, (2004) 8, S 4.
32  Repräsentativerhebung des IfD Allensbach im Auftrag der Körber-Stiftung, März 2004, zit. nach Die Zeit, Nr. 16 v. 07.04.2005, S.24.
33  Deutliche Unterschiede sind allerdings hinsichtlich des präferierten Wohlfahrtsstaatsmodells zwischen Ost- und Westdeut-

schen festzustellen; vgl. Roller (2002).
34  Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Datenreport 2004. Zahlen und Fakten über die Bundesrepublik Deutschland, Bonn 2004, S. 654.
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Auch in der Frage des Leistungsumfangs 

sind Einstellungsveränderungen in Richtung 

reduzierter Ansprüche nachweisbar. Allerdings 

unterscheiden sich die Erwartungen an die Höhe 

der Sozialleistungen in beiden Landesteilen er-

heblich. Im Westen überwiegt die Status-quo-

Orientierung (48 Prozent: Beibehaltung), doch 

hat sich der Anteil derjenigen, die sich für eine 

Kürzung der Sozialleistungen aussprechen, zwi-

schen 1994 und 2000 verdoppelt von 12 Prozent 

auf 24 Prozent. Viel geringer ist die Akzeptanz 

von  Kürzungen  der  Sozialleistungen  in  Ost-

deutschland (8 Prozent), wo sich weiterhin eine 

relative Mehrheit von 46 Prozent für eine Aus-

weitung der Sozialleistungen ausspricht. Gleich-

wohl ist nicht zu übersehen, dass sich hier das 

Anspruchsniveau drastisch reduziert hat, befür-

worteten doch 1994 noch 71 Prozent eine Aus-

weitung derselben.35 Zumindest in begrenztem 

Umfang sind also Anpassungen an die Finanzie-

rungsprobleme des Sozialstaats und den einge-

schlagenen Kurs einer restriktiveren Sozialpoli-

tik ablesbar.

Soziale Gerechtigkeit

Insgesamt deuten die vorliegenden Daten darauf 

hin, dass die Gerechtigkeitsvorstellungen der 

Deutschen ihre Haltung zur Reformpolitik beein-

fl ussen. Ablesbar ist ein Spannungsverhältnis 

zwischen Verteilungs- und Leistungsgerechtig-

keit, die beide hoch geschätzt werden. Dabei geht 

es nicht allein um die materielle Verteilung, son-

dern auch um die Chance auf soziale Teilhabe.36 

Umfragen zufolge haben 73 Prozent ganz allge-

mein den Eindruck, die soziale Gerechtigkeit in 

Deutschland habe in den letzten Jahren abge-

nommen.37

Die Wahrnehmung einer „Gerechtigkeits-

lücke“ bezieht sich zunächst auf die Besitz- und 

Einkommensverhältnisse. Lediglich 21 Prozent 

sind der Meinung, „die wirtschaftlichen Verhält-

nisse, insbesondere in dem, was die Menschen 

besitzen oder verdienen“, seien hierzulande ge-

recht. Beinahe zwei Drittel (63 Prozent) schätzen 

dies gegenteilig ein. Hier mögen zwar durchaus 

egalitäre Orientierungen zum Ausdruck  kommen, 

vor allem aber der Wunsch nach einer nachvoll-

ziehbaren Relation zwischen Leistung und Ent-

lohnung. Auch bei der Gewährung von Sozial-

leistungen – etwa im Hinblick auf den Einkom-

mensabstand  zwischen  Erwerbstätigen  und 

Leis tungsbeziehern – wird dies zunehmend gel-

tend gemacht. 63 Prozent sind grundsätzlich der 

Auffassung, Sozialhilfe sollte sich auf die wirklich 

Bedürftigen beschränken.38 

Unter legitimatorischen Gesichtspunkten 

bedeutsam ist der Befund, wonach die sich ver-

schärfende soziale Differenzierung in Deutsch-

land39 von der Bevölkerung durchaus als bedroh-

lich empfunden40 und dem Staat angelastet wird. 

82 Prozent der Deutschen haben den Eindruck, 

dass die Politik soziale Ungleichheit noch beför-

dert. Vorherrschend ist zudem die  Wahrnehmung 

einer ungleichen Lastenverteilung der Reform-

politik. Vor allem die ältere Generation (71 Pro-

zent), sozial Schwache (70 Prozent) und  Familien 

mit Kindern (57 Prozent) werden als Reform -

opfer betrachtet, wohingegen die wohlhabenden 

Schichten (59 Prozent) als Hauptnutznießer gel-

ten. Nur 18 Prozent sind denn auch der Ansicht, 

dass „sich die Regierung bei ihren  Reformen um 

soziale Gerechtigkeit (bemüht)“. Die gro ße Mehr-

heit (73 Prozent) glaubt hingegen, dies sei nicht 

der Fall.41 

Die ambivalenten Grunddispositionen spie-

geln sich auch in den Einstellungen zu konkreten 

Reformbereichen wider, die vielfältig von der 

Meinungsforschung abgefragt wurden, hier aber 

nur exemplarisch skizziert seien:

35  Ebd., S. 655.
36  Umfassender vgl. Vester (2001) sowie Bulmahn (2002).
37  Repräsentativerhebung des IfD Allensbach, zit. nach FAZ, Nr. 137 v. 16.06.2004, S. 5.
38  Ebd. sowie Repräsentativerhebung des IfD Allensbach  vom Juli 2004; 
 http://www.ifd-allensbach.de/main.php3?selection=73&rubrik=0.
39  Detailliert hierzu vgl. den am 02.03.2005 vorgelegten zweiten „Armuts- und Reichtumsbericht“ der Bundesregierung; http://

www.bmgs.bund.de/deu/gra/themen/sicherheit/armutsbericht/indes.cfm.
40  Zu den damit einhergehenden Abwehrmechanismen und Ausgrenzungsphänomenen vgl. Heitmeyer (2004).
41 Repräsentativerhebung des IfD Allensbach, zit. nach FAZ, Nr. 137 v. 16.06.2004, S. 5.
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Demographischer Wandel und 
Rentenreform

Im Mittelpunkt der Reformdebatte steht die Zu-

kunft der sozialen Sicherungssysteme. Die Unaus-

weichlichkeit von Einschnitten wird zunehmend 

anerkannt. Eigene Beiträge zu deren  Stabilisierung 

stoßen indes weithin auf Skepsis in der Bevölke-

rung. Maßnahmen wie sie zur Bewältigung der 

Folgeprobleme des – generell eher unterschätz-

ten – demographischen Wandels diskutiert wer-

den, fi nden nur verhaltene Zustimmung. Viel-

mehr lehnt die klare Mehrheit eine schrittweise 

Erhöhung des Rentenalters auf 67 Jahre (80 Pro-

zent), Rentenkürzungen (80 Prozent), höhere So-

zial versicherungsbeiträge (68 Prozent) oder eine 

deutliche Einschränkung der Leistungen der Kran-

kenkassen (69 Prozent) ab. Auch wäre jeder zwei-

te nicht bereit, später als bisher üblich in Rente 

zu gehen, um Rentenkürzungen zu  vermeiden.42

Das Vertrauen in die gesetzliche Rentenver-

sicherung hat indessen spürbar abgenommen 

– insbesondere in der jüngeren Generation, die 

Auszahlungen in der Höhe der eigenen Einzah-

lungen nicht mehr erwarten kann.43 Mit der 

Sorge um die Rentensicherheit ist in den letzten 

Jahren auch die Einsicht gewachsen, dass mehr 

Eigenverantwortung in der Altersvorsorge gefor-

dert ist. Waren 1997 noch 28 Prozent der Auffas-

sung, der Staat sollte in erster Linie für die Alters-

versorgung zuständig sein, so meinten dies 2004 

nur noch 11 Prozent. Gleichzeitig stieg der Anteil 

derjenigen, die hier die Verantwortung des Einzel-

nen betonten, von 9 auf 17 Prozent. Die eindeu-

tige Mehrheit der Befragten hält jedoch an der 

gemeinsamen Zuständigkeit des Staates wie auch 

des Einzelnen für die Altersversorgung fest. Die-

se Auffassung ist von 61 Prozent im Jahr 1997 

auf nunmehr 71 Prozent (2004) noch deutlich 

ge stiegen.44

Arbeitsmarkt

Im Bereich der Arbeitsmarktpolitik ist allgemein 

die Einsicht vorhanden, dass die Bedingungen 

für Unternehmen in Deutschland verbessert wer-

den müssen. Zwei Drittel der Deutschen sind sich 

des Problems von Standortverlagerungen ins Aus-

land bewusst.45 Umfragen zufolge sind die Arbeit-

nehmer entgegen gewerkschaftlicher Grundsatz-

positionen zu Zugeständnisse bei der Arbeitszeit 

(ohne Lohnausgleich) bereit. Massive  Vorbehalte 

bestehen aber gegen arbeitsmarktpolitische Maß-

nahmen, die mit fi nanziellen Einbußen für den 

einzelnen verbunden wären. Nicht einmal jeder 

Zehnte  wäre  beispielsweise  bereit,  zugunsten 

neu er Arbeitsplätze einen höheren Arbeitneh-

meranteil an den Sozialversicherungen zu leisten 

(9 Prozent) oder Lohnkürzungen zu akzeptieren 

(7 Prozent). Dabei ist allerdings in Rechnung zu 

stellen,  dass  der  Glaube  an  ein  „Jobwunder“ 

fehlt, der solche spürbaren Einbußen begründen 

könnte. Zusammen nur 27 Prozent (21 Prozent 

„etwas weniger“, 6 Prozent „deutlich weniger“) 

der Deutschen rechnen überhaupt mit einer Sen-

kung der Arbeitslosenzahl bis in zehn Jahren. 

Zwar betrachten 56 Prozent eine „Kürzung des 

Arbeitslosengeldes, wenn sich jemand weigert, 

eine Arbeit anzunehmen“ als wirksame Maßnah-

me zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit. Die 

Tatsache jedoch, dass sich im Jahr  2001 noch 

62 Prozent für diesen Schritt ausgesprochen hat-

ten, scheint darauf hinzudeuten, dass die Angst 

um den Arbeitsplatz inzwischen breitere Bevölke-

rungsteile erreicht hat.46 Die Gewissheit, „wenn 

jemand genügend leistet, braucht er sich keine 

Sorgen um seinen Arbeitsplatz zu machen“, hat 

seit Anfang der neunziger Jahre erheblich nach-

gelassen. Im Jahr 2000 lehnten 56 Prozent 

diese Behauptung ab (+15 Prozentpunkte gegen-

über 1991).47  Die Proteste gegen „Hartz IV“ und 

42  Repräsentativerhebung von ipos im Auftrag des Bundesverbands der deutschen Banken, zit. nach interesse, (2004) 11, S. 2 
und 7.

43  Vgl. Dallinger (2005).
44  Repräsentativerhebung von ipos im Auftrag des Bundesverbands der deutschen Banken, zit. nach interesse, (2004) 11, S. 7.
45  Repräsentativerhebung des IfD Allensbach, zit. nach FAZ, Nr. 39 v. 16.02.2005, S. 5; vgl. hierzu umfassender: „Abwanderung 

von Unternehmen. Wahrnehmung und Problembewusstsein der Öffentlichkeit. Ergebnisse repräsentativer Bevölkerungsum-
fragen in Deutschland, Großbritannien und Frankreich“, abrufbar unter http://www.ifd-allensbach.de.

46  Repräsentativerhebung des IfD Allensbach im Auftrag der Körber-Stiftung, März 2004, zit. nach Die Zeit, Nr. 16 v. 07.04.2005, S.24.
47  Vester (2001), S. 165.
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die Einführung des Arbeitslosengeld II können 

als weiteres Indiz für derartige Verunsicherun-

gen gewertet werden.

In der Gesamtschau der Datenlage ist fest-

zuhalten: Es fehlt in Deutschland keineswegs der 

Reformwillen der Bevölkerung, der größer ist als 

vielfach angenommen wird. Konsensdefi zite be-

treffen weniger die Problemdefi nition als viel-

mehr die in Angriff genommenen Lösungsstra-

tegien und sozialpolitischen Instrumente, insbe-

sondere wenn hiermit persönliche Einbußen 

ver bunden sind. Generell dürfte die Reformfreu-

digkeit der Bevölkerung mit steigendem Durch-

schnittsalter  allerdings  schwinden.48  Hinzu 

kommt: Die Einsicht in die Notwendigkeit weiter-

gehender Reformen ist zwar gewachsen, aber es 

mangelt an Reformvertrauen. Erwartungsgemäß 

ist das Vertrauen in die Problemlösungsfähigkeit 

der Politik in der Anhängerschaft der Opposition 

besonders gering, doch erweist sich über die 

politischen Lager hinweg die große Mehrheit der 

Deutschen in dieser Frage als skeptisch. So ver-

traten im Frühjahr 2004 drei Viertel die Auffas-

sung, die Politik sei nicht in der Lage, die wirt-

schaftlichen Probleme des Landes zu lösen.49 

Nicht nur die Leistungsbilanz der Bundesregie-

rung fällt aus Sicht der Bevölkerung negativ aus, 

auch die Reformkraft der Opposition wird bezwei-

felt. Diese Vertrauenserosion betrifft jedoch kei-

neswegs allein die – seit längerem negativ beur-

teilten – Parteien als Handlungsträger.50 Vielmehr 

erstreckt sich diese mittlerweile auf das Institu-

tionensystem wie auch auf Wirtschaftsunterneh-

men und deren Manage ment.51 Als problematisch 

erweist sich in diesem Zusammenhang der Ein-

druck von Stückwerksreformen, bei denen im-

mer wieder nachgebessert werden muss und 

deren Ende nicht absehbar ist. Neben dem Span-

nungsverhältnis zwischen normativen Zielvor-

stellungen einerseits und ökonomischen Sach-

zwängen andererseits ist hier eine der zentralen 

Akzeptanzbarrieren der Reformpolitik zu vermu-

ten.

3.2  Politikverfl echtung im kooperativen  
  Föderalismus

Das vielfach beklagte Reformdefi zit in Deutsch-

land wird maßgeblich auf institutionelle Reform-

hindernisse zurückgeführt. Die Bundesrepublik 

ist demnach als „semi-souveräner Staat“52 mit 

hohem Blockadepotential diverser konstitutionel-

ler, parteipolitischer und sonstiger Vetospieler53 

zu charakterisieren. Dabei erweist sich der Hand-

lungskorridor des Gesetzgebers auf dem Gebiet 

der Sozialpolitik bereits durch die normativen 

Vorgaben des Grundgesetzes und die Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts als be-

grenzt. In der Verfassungswirklichkeit wird der 

Gesetzgebungsprozess zudem maßgeblich von 

der Politikverfl echtung im kooperativen Födera-

lismus54 bestimmt, welche die Handlungsfähig-

keit von Bund und Ländern, die Zuordenbarkeit 

politischer Verantwortung und die Effi zienz der 

Aufgabenerfüllung zunehmend beeinträchtigt.

Als „Ersatzgesetzgeber“ wirkt das Bundes-

verfassungsgericht, wenn es in seinen Urteilen 

über den konkret zu prüfenden Sachverhalt hi-

naus ausgreift oder zu treffende verfassungskon-

forme Regelungen selbst skizziert (vgl. z.B. das 

Kinderfreibetragsurteil). Nicht unerwähnt blei-

ben sollte in diesem Kontext allerdings, dass die 

Tendenz der Justizialisierung der Politik von je-

ner selbst – v.a. seitens der Opposition, die Re-

48  Vgl. Peter Ehrlich, Die Bürger wollen Reformen – aber die Richtung passt ihnen nicht, in: Financial Times Deutschland vom 
28.03.2003, S. 9. 

49  Repräsentativerhebung von ipos im Auftrag des Bundesverbands der deutschen Banken, zit. nach interesse, (2004) 8, S. 4.
50  Vgl. Glaab (2003).
51  Zudem weisen Umfragen die Vertrauenserosion nicht nur in der breiten Bevölkerung, sondern auch in den Eliten nach; vgl. 

Carl Graf Hohenthal „Abgehobene Eliten“, in: Die Welt v. 22.11.2004 sowie Klaus Max Smolka, „Topverdiener misstrauen  Politik 
und Wirtschaft“, in: FTD v. 21.01.2005.

52  Katzenstein (1987).
53  Tsebelis (1995), (2002).
54  Vgl. Münch (1997) sowie grundlegend zum föderalen System vgl. Scharpf (1976) und (1994), Andersen (1996), Laufer/Münch 

(1998), Benz/Lehmbruch (2002), Sturm (2003).



24

gierungsentscheidungen durch den Gang nach 

Karlsruhe rückgängig zu machen versucht – be-

fördert wird. Von herausragender Bedeutung ist 

im vorliegenden Zusammenhang die bis 1994 

gültige Verfassungsnorm der Einheitlichkeit der 

Lebensverhältnisse (Art. 72 Abs. 2 GG), die prak-

tisch zu einem Verbot der Andersartigkeit erho-

ben wurde, sowie die hierauf bezogenen Urteile 

zur Wirtschafts- und Sozialordnung. Nicht zuletzt 

beim Ausbau des Wohlfahrtsstaates begründete 

diese „Bedürfnisklausel“ ein extensives Tätigwer-

den des Bundes auf dem Gebiet der konkurrie-

renden und der Rahmengesetzgebung, sofern 

„die Wahrung der Rechts- und  Wirtschaftseinheit, 

insbesondere die Wahrung der Einheitlichkeit 

der Lebensverhältnisse über das Gebiet eines 

Landes hinaus sie erfordert“. Die Feststellung 

des „Regelungsbedürfnis“ oblag nach Rechtsauf-

fassung  des  Bundesverfassungsgerichts  dem 

„pfl ichtgemäßen Ermessen“ des Bundes. Erst in 

der jüngeren Rechtsprechung (BVerfG-Urteile 

zum Altenpfl egegesetz 2004, zur Juniorprofessur 

2004 und zu Studiengebühren 2005) hat das 

Bundesverfassungsgericht klargestellt, dass die 

Erforderlichkeit von Bundesgesetzen gemäß dem 

neu gefassten Artikel 72 Absatz 2 GG sorgfältig 

begründet werden muss. Diese „Erforderlichkeits-

klausel“ („wenn und soweit die Herstellung gleich-

 wertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet 

oder die Wahrung der Rechts- und Wirtschafts-

ein heit im gesamtstaatlichen Interesse eine bun-

desgesetzliche  Regelung  erforderlich  macht“) 

schränkt die Ermessensspielräume des Bundes 

somit künftig deutlich ein.55

Über Jahrzehnte hat die Bundesebene aller-

dings immer weitere Gesetzgebungsmaterien an 

sich gezogen. Die Kompetenzverlagerung auf den 

Bund führte zu einer Unitarisierung staatlicher 

Aufgaben, verbunden mit einer Stärkung der im 

Bundesrat vertretenen Landesregierungen – ganz 

im Gegensatz zu den Landesparlamenten – und 

einer nachhaltigen Verengung des Handlungs-

korridors der Bundesregierung.56 Im Blick auf 

die Reformfähigkeit ergibt sich aus der Politik-

verfl echtung im kooperativen Föderalismus ein 

ganzes Bündel von Problemen. Die Aufgabenver-

fl echtung zwischen Bund, Ländern und Kommu-

nen schränkt nicht nur den Entscheidungsspiel-

raum aller beteiligter Ebenen ein, sondern be-

schneidet auch die Wettbewerbsmöglichkeiten 

untereinander.  Entscheidungsspielräume  der 

Länder gegenüber dem Bund existieren infolge 

des Kompetenztransfers nur in wenigen sachpoli-

tischen Feldern, während sie gleichzeitig  für den 

Gesetzesvollzug und dessen Finanzierung zustän-

dig sind. Andererseits hat der Bund in immer 

weniger Bereichen die Möglichkeit, seinerseits 

ohne die Länder zu entscheiden. Ähnlich ergeht 

es den Kommunen gegenüber Bund und  Ländern. 

Durch derartige Verfl echtungen wird nicht nur 

der Wettbewerb um die beste Problemlösung ver-

hindert. Sie führen auch zu „Trittbrettfahrer“-

Problemen, wie das Beispiel der vom Bund be-

schlossenen, aber von den Kommunen zu fi nan-

zierenden Kindergartenplatzgarantie zeigt. 

Noch schwerer wiegt die Blockadeanfällig-

keit des Gesetzgebungsprozesses. Im Zentrum 

der öffentlichen Kritik steht denn auch v.a. der 

Bundesrat, dem in der Bundesgesetzgebung weit-

reichende Mitwirkungsrechte zustehen. So ist 

der Anteil zustimmungspfl ichtiger Gesetze seit 

der Verfassungsreform von 1969 kontinuierlich 

angestiegen und macht bis zu 60 Prozent der 

Bundesgesetze aus. Ursächlich hierfür sind v.a. 

die Misch fi nanzierung der Gemeinschaftsaufga-

ben, die Rahmengesetz gebung des Bundes, die 

extensive konkurrierende Gesetzgebung durch 

den Bund und die Bedürfnis-/Erforderlichkeits-

klausel nach Art. 72 GG.57 Divergieren die partei-

politischen Kräfteverhältnisse in Bund und Län-

55  Zu den Implikationen der jüngsten Rechtssprechung für die Föderalismusreform vgl. Fischer (2005); relevant ist in vorliegen-
dem Zusammenhang außerdem, dass das BVerfG mit dem Urteil zum Lebenspartnerschaftsgesetz vom Juli 2002 von der 
„Einheitstheorie“ abwich, derzufolge Bundesgesetze, die Einzelheiten der Errichtung von Behörden und des Verwaltungsver-
fahrens festlegen, insgesamt zustimmungspflichtig sind. Die vom Bund praktizierte Praxis der Aufsplittung in ein nicht-zu-
stimmungspflichtiges materielles Gesetz und ein zustimmungspflichtiges Verfahrensgesetz ist demnach zulässig.

56  Sturm (1999).
57  Aus der umfangreichen Literatur seien hier nur angeführt König (1999) sowie Lotta (2003). 
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dern, dann besteht die Gefahr, dass die opposi-

tionelle Bundesratsmehrheit die von der Regie-

rungs mehr heit im Bundestag beschlossenen Ge-

setze  blockiert (zustimmungspfl ichtige Gesetze) 

oder den Gang der Gesetzgebung per Einspruch 

zumindest verzögert (einfache Gesetze). Schon 

bei der Erar beitung von Gesetzesvorlagen – ins-

besondere gilt dies für die zustimmungspfl ichti-

gen Teile – setzt daher die Suche nach kompro-

miss-,   d.h. in beiden Kammern mehrheitsfähigen 

Problemlösungen ein. Nicht zuletzt besteht im 

Vermittlungsausschuss die Tendenz, eine Eini-

gung mithilfe des „kleinsten gemeinsamen Nen-

ners“ herbeizu führen, was weiterreichende Re-

formschritte oft mals verhindert.

Dabei zählt es zu den Spezifi ka des Parteien-

wettbewerbs in Deutschland, dass die bundes-

weit agierenden, aber föderal organisierten Par-

teien die Bewältigung von Bund-Länder-Konfl ik-

ten erleichtern und zur Kontrolle bundesstaatli-

cher Verhandlungssysteme beitragen. Aufgrund 

der Regionalisierungstendenzen im deutschen 

Parteiensystem und der zunehmenden Volatilität 

des Wahlverhaltens verschärft sich jedoch die 

Parteienkonkurrenz mit der Folge abnehmender 

sachpolitischer Verhandlungsspielräume – auch 

im Bundesrat.58 Zudem hat sich das Spektrum 

der Koalitionskonstellationen auf Länderebene 

derart erweitert, dass Mehrheiten im Bundesrat 

schwieriger zu organisieren sind. Schließlich 

ver schärfen sich mit dem sozio-ökonomischen 

Gefälle zwischen den Ländern auch die Interes-

senkonfl ikte zwischen denselben. Dem Bund er-

öffnet dies zwar die Möglichkeit, bei Abstimmun-

gen im Bundesrat  „Do-ut-des“-Vereinbarungen 

(„Kuhhandel“) mit einzelnen Ländern auszuhan-

deln. Da dies jedoch nur im konkreten Einzelfall 

zu erzielen und in aller Regel mit fi nanziellen 

Zugeständnissen verbunden ist, erwächst  hieraus 

lediglich eine – in Zeiten knapper Kassen zudem 

nur begrenzt zur Verfügung stehende – taktische 

Machtressource. 

3.3  Korporatistische Arrangements in  
  der Krise

Durch die dauerhafte und regelmäßige Einbin-

dung größerer, steuerungsrelevanter Verbände 

in die staatliche Entscheidungsfi ndung und -im-

plementation versucht der Staat zusätzliche Steue-

rungspotentiale zu erschließen. Auf diese Weise 

sollen der Koordinierungs aufwand gering gehal-

ten, Konfl ikte minimiert und die Durchsetzbar-

keit staatlicher Politik in der Gesellschaft geför-

dert werden. Aushandlung und Konzertierung, 

verbunden mit einer Gemeinwohlorientierung, 

charakterisieren das Beziehungsgefl echt.59 

In  der  Bundesrepublik  Deutschland  sind 

In teressenverbände in vielen Bereichen unmittel-

bar in den politischen Entscheidungsprozess 

eingebunden und entlasten den Staat durch ihre 

Beteiligung an öffentlichen Aufgaben (so z.B. die 

großen Wohlfahrtsverbände). Den „korporatis-

tischen  Kern“  bildet  der  Organisationsbereich 

der Arbeitsbeziehungen mit den auch unterein-

ander oft kooperierenden Tarifpartnern. Korpora-

tistische  Politikmuster  verlaufen  hierzulande 

über die Parteien als Transmissionsriemen und 

werden verstärkt durch die föderale Politikver-

fl echtung.60  Ein Blick auf die Entwicklung des 

deutschen Korporatismus von der „Konzertierten 

Aktion“ der Jahre 1967 bis 1977 bis zum „Bünd-

nis für Arbeit“ der 14. Legislaturperiode macht 

deutlich, dass das Zusammenwirken von Staat, 

Verbänden und Gewerkschaften eine beachtli-

che, aber gleichwohl gemischte Erfolgsbilanz 

vor zuweisen hat.61 Korporatistische Arrange-

ments werden – entgegen der ursprünglich hier-

mit verbundenen Intention – mitverantwortlich 

gemacht für Politik blocka den. Vom Niedergang 

des „deutschen Modells“, ja von der „deutschen 

Krankheit“ ist daher die Rede.62 

Die Randbedingungen für erfolgreiche kor-

porative Interessenvermittlung haben sich in der 

Tat grundlegend verändert. Von zentraler Bedeu-

58  Benz (2003).
59  Zu Verlauf und Kontroversen der hier nicht näher behandelten Theoriedebatte zum (Neo-)Korporatisms vgl. Czada (1994) 

sowie Schmitter/Grote (1997).
60  Für einen Überblick vgl. Wessels (2000); zum Forschungsstand vgl. Wessels (1999).
61  Schroeder/Esser (1999).
62  Exemplarisch hierzu vgl. Theisen (1998).
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tung sind in diesem Zusammenhang zwei Trend-

beobachtungen: An erster Stelle ist hier abermals 

die Einschränkung (national-)staatlicher Hand-

lungs spielräume im Zuge der europäischen Inte-

gration sowie der Globalisierung der Wirtschaft 

zu nennen.63 Der externe Anpassungsdruck ge-

fährdet eine wesentliche Voraussetzung korpora-

tiver Interessenvermittlung, nämlich die Rele-

vanz und Wirksamkeit staatlicher Steuerung im 

nationalen Rahmen. Zum zweiten ist die Krise 

des korporativen Akteursgefl echts nicht zu über-

sehen, ablesbar vor allem am Mitgliederschwund 

und der damit einhergehenden  organisatorischen 

Auszehrung traditioneller Großorganisationen. 

Neben den Parteien und Kirchen sind in erster 

Linie die Gewerkschaften hiervon betroffen, par-

tiell auch klassische Verbände. Die hieraus resul-

tierende abnehmende Verpfl ichtungs fähigkeit 

stellt ein weiteres Grundprinzip des korporativen 

Aushandlungs prozesses in Frage.

Diese Punkte zeigten sich beim Scheitern 

des Bündnisses für Arbeit in geradezu exempla-

rischer Weise.64 Sollen derartige korporatistische 

Arrangements gelingen, so benötigen sie ein ge-

wisses persönliches Vertrauen der Akteure unter-

einander. Um dieses aufzubauen, sind eine mittel- 

bis langfristige Kooperation sowie eine nicht-öf-

fentliche Gesprächsatmosphäre notwendig65. Die 

Bundesregierung zielte jedoch auf kurzfristige 

und medienwirksame Erfolge ab, so dass eine 

für eine Kooperation notwendige Vertrauensba-

sis gar nicht entstehen konnte. Darüber hinaus 

war aus den oben genannten Gründen allen Teil-

nehmern die Hände gebunden. Und dort, wo der 

Bundesregierung nicht die Hände gebunden wa-

ren, hat sie ihre Trümpfe freiwillig aus der Hand 

gegeben. So wurden die Reformen der Vorgänger-

regierung in den Bereichen des Kündigungs-

schutzes, der Lohnfortzahlung und der Renten-

versicherung schon vor dem Start des Bündnis-

ses für Arbeit zurückgenommen. Dies schwäch-

te die Durchsetzungsmöglichkeiten der Bundes-

regierung eklatant, denn schließlich „dokumen-

tieren (soziale Pakte) die Versuche staatlicher 

Akteure, politikübergreifende Reformen in prin-

zipiell autonomen Politikfeldern auf zentraler 

Ebene über die Redefi nition verbandlicher Inte-

ressen zu ermöglichen“66. Die Bundesregierung 

versucht also die Einbindung der Verbände zur 

Erreichung ihrer Ziele, wofür sie den Verbänden 

auch etwas bieten muss. Der Erfolg des vielge-

priesenen niederländischen Vorbilds hing auch 

daran, dass die niederländische Regierung mit 

Lohnleitlinien drohen kann, was im deutschen 

Fall aufgrund der grundgesetzlich geschützten 

Tarifautonomie nicht möglich ist. Da die Bundes-

regierung also keinen Druck ausüben konnte, 

musste sie den beiden anderen Parteien etwas 

zum Tausch anbieten (können). Zum einen  hätte 

dies die Rücknahme verschiedener von der Vor-

gängerregierung erlassener Gesetze sein können, 

was aber schon geschehen war, und zum ande-

ren ging es neben einer ganzen Reihe anderer 

Aufgaben um die dauerhafte Senkung der Lohn-

nebenkosten und eine Strukturreform der So zial-

versicherungen. Dies gelang trotz Einführung 

der Ökosteuer nicht. Als Ursache für das Schei-

tern des Bündnisses für Arbeit kann die mangeln-

de Strategie der Bun desregierung für den Umgang 

mit diesem Bündnis identifi ziert werden.67 Dies 

wäre aber umso notwendiger gewesen, als es für 

das Gelingen so zialer Pakte eine gewisse inhalt-

liche Übereinstimmung, eine gemeinsame Pro-

blemdefi nition unter den Akteuren braucht, was 

wiederum nicht der Fall war. So konnten die So-

zialpartner sich auf ihre jeweiligen Positionen 

zurückziehen und mussten nicht auf die Regie-

rung zugehen.

63  Scharpf (1992).
64  Vgl. hierzu Eichhorst (2002), Schroeder (2003), Siegel (2003).
65  Streeck (1998).
66  Hassel (1999).
67  Eichhorst (2002) sowie allgemein zum Strategiedefizit in der deutschen Politik Hassel (2004).
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Das voranstehende Kapitel machte deutlich, dass 

die policy-Analyse zwar eine notwendige Bedin-

gung auf dem Weg zu Reformen ist, die Reform-

fähigkeit selbst aber von den Lösungskompeten-

zen und Umsetzungskapazitäten im Entschei-

dungssystem (polity- und politics-Ebene) ab-

hängt. Hinreichende Bedingung für Reformfä-

higkeit ist somit die Diskussion, Beeinfl ussung 

und Veränderung der impliziten und expliziten 

Institutionen eines Landes, wenn die unter poli-

cy-Aspekten formulierten Reformmaßnahmen 

Erfolg haben sollen. Reformen müssen akzeptiert 

werden können, wozu sie auch entsprechend 

vermittelt werden müssen, nämlich unter Berück-

sichtigung vorhandener und im Sinne politischer 

Führung gegebenenfalls zu beeinfl ussender ge-

sellschaftlicher Normen. Daneben muss die Hand-

lungsfähigkeit der Bundesregierung (wieder)her-

gestellt werden. Erfolgreiche Reformpolitik braucht 

somit auch eine Reform der institutionellen Ar-

rangements.

4.1  Akzeptanz und Gerechtigkeit

Die Diskussion des sozialpolitischen Verände-

rungsbedarfs auf der policy-Ebene  vernachlässigt 

wegen ihrer technokratischen Fokussierung auf 

die Verbesserung der Allokationsbedingungen 

die für das Gelingen sozialpolitischer Reformen 

notwendige Frage nach den damit verbundenen 

Gerechtigkeitskonzepten. Die Berücksichtigung 

dieser Gerechtigkeitsvorstellungen entscheidet je-

doch über den Erfolg jener Reformen, denn „Allo-

 kation und Distribution sind – über die Anreize 

– interdependent“68, schließlich werden in der 

Alltagswahrnehmung Fragen der Effi zienz meist 

als Gerechtigkeitsprobleme wahrgenommen und 

diskutiert.69 Die Kopplung beider Begriffe ist da-

bei nicht nur für die Ausgabenseite von Bedeu-

tung, sondern auch für die Einnahmenseite, denn 

„in einer Gesellschaft mit Gerechtigkeitsüber-

zeugungen sind – bei einer damit konformen 

Politik – die Steuerwiderstände schwächer und 

die allokativen Zusatzlasten der Besteuerung 

geringer“70. Entsprechend haben die weiter vor-

ne aufgezeigten Akzeptanzbarrieren Gerechtig-

keitsaspekte zum Inhalt und zu fragen ist, inwie-

weit diese mit den Anforderungen an eine Re-

form des Wohlfahrtsstaates konform gehen.

Die Verwendung des Begriffs „Gerechtigkeit“ 

zeichnet sich durch einen interessanten Gegen-

satz aus: Gerade weil dieser Begriff nicht eindeu-

tig defi niert werden kann, wird er unter verschie-

densten Gesichtspunkten und im Zusammenhang 

unterschiedlichster Argumentationen verwendet. 

Folgt man Koller71, so enthält die in den westli-

chen Gesellschaften dominierende Konzeption 

sozialer Gerechtigkeit fünf distributive Forderun-

gen,  nämlich  die  nach  rechtlicher  Gleichheit, 

bür  gerlicher Freiheit, demokratischer Beteiligung, 

sozialer Chancengleichheit und wirtschaftlicher 

Verteilungsgerechtigkeit. Diese fünf Forderungen 

sind von Land zu Land unterschiedlich  ausgeprägt, 

so zeigte sich in den weiter vorne themati sierten 

Umfragen für Deutschland eine starke Betonung 

insbesondere der letzten Verteilungsfor derung.

Diese Forderungen fi nden sich wieder in den 

drei Dimensionen der Sozialstaatlichkeit im Rah-

men  der  Konzeption  der  Sozialen   Marktwirt -

schaft:

4. Schlussfolgerungen zur Reformfähigkeit

68  Homann (1989, S. 54)

69  Üblicherweise bilden Effizienz und Gerechtigkeit in der Literatur ein konfliktäres Zielpaar, bei dem ein Ziel nur auf Kosten 
des anderen erreicht werden kann; siehe hierzu auch Nutzinger (2002) und Weise (2002). Allerdings stellt sich auch und ge-
rade im Bereich der sozialen Sicherung die Frage, inwieweit diese eine Voraussetzung für ökonomisches Risiko und damit 
effizientes Verhalten ist (Ott 2004, S. 508). 

70  Hackmann (1996, S. 95)
71  Koller (1994, S. 130f) vgl. auch Kirchgässner (1995, S. 173f) sowie Koller (1995 und 2002)
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„Gerechtigkeit bezieht sich nicht in erster Linie 

auf individuelles Handeln, auf den ‚guten‘ Men-

schen, sondern auf eine ‚gute‘ Ordnung mensch-

licher Beziehungen“74.

Es geht folglich um die Aufgabenteilung 

zwischen Staat und Individuum im  Bereich der 

sozialen Sicherung, die nicht einfach mit „mehr 

Eigenverantwortung“ zu beantworten ist, son-

dern aus der Kombination von Risikoverursa-

chung und Risikobewältigung erschlossen wer-

den kann. Dieses Tableau (Tabelle 2) muss dann 

in die Gesellschaft kommuniziert und mit ihr 

diskutiert werden.75

Nur für den Fall, in dem das Individuum 

durch seine eigene Entscheidung ein bestimmtes 

Risiko herbeigeführt hat und dieses Risiko auch 

individuell oder kollektivvertraglich abgesichert 

werden kann (I), liegt das Risikomanagement in 

der Hand der einzelnen Personen. Dies kann eine 

Arbeitslosenversicherung sein, aber auch impli-

zite Abkommen wie bspw. die Senioritätsentloh-

•  Ordnungspolitik als Sozialpolitik, 

•  soziale Sicherheit und sozialer Ausgleich in 

Ergänzung zum Markt 

•  und die Ermöglichung von Startchancenge-

rechtigkeit.72

Gerade unter der ersten dieser drei Dimensionen 

ist mehr als eine funktionierende Wirtschafts-

ordnung zu verstehen. Unter diesem Punkt ist 

vielmehr auch das Spannungsfeld zwischen in-

dividueller Freiheit und deren Beschränkung 

durch die soziale Sicherung zu diskutieren, wo-

bei trotz der normativen Offenheit des Sozial-

staatsprinzips die individuelle Freiheit aufgrund 

der verfassungsmäßig geforderten Wahrung der 

Menschenwürde als vorrangig betrachtet wird.73 

Darüber hinaus geht es aber auch um eine sys-

temkonforme Organisation der sozialen Siche-

rung nicht nur im Sinne der Marktkonformität, 

worunter meist nur Anreizkompatibilität verstan-

den wird, sondern auch und gerade um Aspekte 

wie Transparenz oder Systemkonsistenz, denn 

Tabelle 2:  Typen des Risikomanagements

Verantwortliche Akteure

des Risikomanagements

Individuen Gesellschaft

Risiko-  

Wahl (eigene 
Entscheidung)

(I) Individuelle 
Verantwortung

(II) Chancengleichheit durch 
Bürgerrechte

ursachen
(äußere) 

Umstände
(III) Aktivierende 

Maßnahmen
(IV) Solidarische Umverteilung 

und Verantwortung

Quelle: Schmid (2004, S. 396)

72  Kleinhenz (1997, S. 398f)
73  Benda (1996)
74  Rothschild (1992, S. 83)
75  Vgl. hierzu und zum folgendem Schmid (2004, S. 396-398)
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nung oder Rationalisierungsschutzabkommen. 

In Fall (II) geht es um die Unterstützung durch 

die Gesellschaft ohne der Frage nachzugehen, 

ob das Individuum den Eintritt des Risikofalls 

selbst herbeigeführt hat oder nicht. Der Fall (III) 

umfasst die derzeitige Diskussion um die Mitwir-

kung des Einzelnen, auch wenn er selbst nichts 

für den Eintritt des Risikos kann. Die Mitwirkung 

besteht dann in Anstrengungen zur Überwin-

dung der Situation. Dies ist gerade in Zeiten des 

sozioökonomischen Wandels der Fall, wo viele 

von Arbeitslosigkeit bedroht bzw. betroffen sind, 

und diese Situation durch eigene Anstrengungen 

wie etwa Bildungsmaßnahmen oder regionale 

bzw. berufl iche Mobilität überwinden können. 

Der Staat kann die Rahmen so setzen, dass die 

individuellen Maßnahmen auch greifen. Pro-

gramme des „Förderns und Forderns“ gehören 

hier sicherlich auch dazu. Fall (IV) tritt schließ-

lich ein, wenn die Ursachen extern bestimmt sind 

und das Risiko ohne die Gesellschaft nicht auf-

gefangen werden kann. Dies ist typischerweise 

im Falle der Arbeitslosigkeit so, die sich über 

eine Volkswirtschaft hinweg fortpfl anzen kann 

und auf Grund von Informationsasymmetrien 

und Kapitalmarktrestriktionen auch nicht privat 

absicherbar ist.76

Würde man das System der sozialen Siche-

rung derart systematisch umstellen, müsste auch 

der Charakter kommunizierender Röhren zwi-

schen dem System der sozialen Sicherung und 

den impliziten Gerechtigkeitsvorstellungen be-

rücksichtigt werden: Während die sozialpoliti-

schen Institutionen und Arrangements als ge-

ronnene Gerechtigkeitsvorstellungen interpre-

tiert werden können, prägen erstere umgekehrt 

letztere auch wieder selbst. Aufgrund dieser 

Interdependenz sind Gerechtigkeitsvorstellungen 

immer historisch und gesellschaftlich determi-

niert, auch wenn keine homogenen Vorstellun-

gen (mehr) in einer zunehmend individualisier-

ten Gesellschaft bestehen. Es ergeben sich also 

gewisse Trägheitsmomente. Nationale  und inter-

national vergleichende Untersuchungen ebenso 

wie die aktuellen Umfragedaten zeigen denn 

auch für Deutschland eine hohe Übereinstim-

mung der Gerechtigkeitsvorstellungen in der 

Bevölkerung mit den durch die jeweilige Sozial-

politik transportierten Gerechtigkeitsmodellen, 

aber auch Tendenzen, die eine Modifi kation der 

herrschenden Sozialpolitik ratsam erscheinen 

lassen.77 

Aus der Anlage des deutschen Wohlfahrts-

staats als Sozialversicherungsstaat folgt insbe-

sondere, dass die Sozialpolitik ein Abbild der 

Situation auf dem Arbeitsmarkt ist. Die Arbeit-

nehmer mit guten Positionen sind auch sozial-

politisch gut abgesichert, weil sie die sozialver-

sicherungstechnisch notwendigen Voraussetzun-

gen erfüllen. Diejenigen Arbeitnehmer hingegen, 

die sich aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu benach-

teiligten Arbeitsmarktsegmenten keine stetige 

Erwerbsbiographie aufbauen können, werden 

auch mit einer schlechteren sozialen Absiche-

rung konfrontiert, da sie die Bedingungen der 

Sozialversicherungen nur unzureichend erfüllen 

können. Zudem entwickeln sich bestimmte Ge-

rechtigkeitsnormen, die dann wiederum ihren 

Ausfl uss in spezifi schen Lohn- und Lohnstruktur-

formen fi nden, ebenfalls im sogenannten primä-

ren Arbeitsmarkt78 und werden gesamtgesell-

schaftlich wirksam. Diese Verlängerung der Ar-

beitsmarktsituation in die Sozialpolitik hinein 

und die gleichzeitige Betonung des Versicherungs-

prinzips führen somit zu der herausragenden 

Stellung des Prinzips der Leistungsgerechtigkeit 

gegenüber dem Bedarfsprinzip. 

Schließlich muss auch noch auf den Punkt 

der Chancengleichheit hingewiesen werden79, 

der ja sowohl unter Gerechtigkeitsaspekten als 

auch als konstitutives Element der Sozialen Markt-

 wirtschaft eine wichtige Rolle spielt. Vor dem 

Hintergrund der Dominanz von Erwerbsarbeit 

für die soziale und ökonomische Stellung inner-

76  Für eine Zusammenfassung der Argumente für eine öffentliche Arbeitslosenversicherung siehe Schneider et al. (2004).
77  Vgl. hierzu Liebig/Lengfeld/Mau (2004) sowie die Umfrageergebnisse in Abschnitt 3.1.
78  de Gijsel (1984, S. 31)
79  Vgl. Hierzu Becker/Hauser (2004) und Ott (2003) sowie Berger/Schmidt (2004) hinsichtlich der unterschiedlichen Implikati-

onen für die soziale Sicherung in Folge der verschiedenen Gerechtigkeitsvorstellungen.
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halb der Gesellschaft zum einen und der herr-

schenden Arbeitslosigkeit zum anderen wird 

Gerechtigkeit im Sinne von Teilhabechancen am 

zentralen  gesellschaftlichen  Allokations-  und 

Ver teilungsmechanismus Erwerbsarbeit inter-

pretiert. Im Sinne einer derartigen Teilhabege-

rechtigkeit ist zunächst zu fragen, über welche 

Kanäle Gleichheit oder Ungleichheit wahrgenom-

men wird: Wird Ungleichheit über den Bezug 

von Einkommen oder über die Möglichkeit der 

Teilnahme am Erwerbsleben als Voraussetzung 

für den Bezug von Einkommen betrachtet? Unter-

stellt man, dass der zweite Zusammenhang der 

entscheidende ist, was sich aus der Forschung 

zu den psychosozialen Folgen von Arbeitslosig-

keit ableiten ließe80, so erschließen sich Wir-

kungsmöglichkeiten einer investiven Sozialpoli-

tik, wie sie auch im Zuge des sozioökonomischen 

Strukturwandels immer wichtiger wird.

In Anbetracht des hohen Stellenwerts der 

Arbeit im Wertesystem der Deutschen geht es 

zum einen um die Akzeptanz neuer Erwerbssi-

tuationen entlang der immer noch so genannten 

atypischen Beschäftigungsformen. Zum anderen 

und vor allem aber geht es um die Inklusion der 

Nicht-Erwerbstätigen über Erwerbsarbeit und 

nicht wie bisher über materielle Absicherung. In 

Zeiten eines rasanten sozioökonomischen Struk-

turwandels kann sich die Gesellschaft nicht mehr 

darauf verlassen, dass das Individuum seinen 

Weg zurück in den Arbeitsmarkt alleine fi ndet. 

Hier müssen schnell greifende Instrumente der 

Weiterbildung etabliert werden, die zu einer hö-

heren Wiedereinstellungsbefähigung („employa-

bility“) führen. Darüber hinaus muss auch über 

eine geeignete Kombination von Erwerbsarbeit 

und ehrenamtlicher Tätigkeit nachgedacht wer-

den. Letztere wird  zur Bewältigung der demogra-

phischen Entwicklung immer wichtiger, kann 

aber nicht den Arbeitslosen aufgebürdet werden, 

da dieser Gruppe durch die Erfahrung der damit 

verbundenen  gesellschaftlichen  Exklusion  die 

Motivation auch und gerade diese Tätigkeiten zu 

übernehmen, verloren geht.81 Eine Reformoption 

bestünde insofern darin, die Aufteilung von Er-

werbstätigkeit und Ehrenamt nicht zwischen den 

Personen, sondern jeweils innerhalb einer Per-

son, d.h. im Verlauf ihrer Erwerbsbiographie zu 

organisieren.82 „Zukünftige Generationen  werden 

unsere Lebensläufe einmal als irrational bezeich-

nen. Wir komprimieren unser Arbeitsleben in 

die Zeit, in der wir Kinder bekom men und groß-

ziehen könnten. Wenn wir knapp sechzig Jahre 

alt sind, gehen wir in Rente und genießen Jahr-

zehnte, die zumeist aus den Sozial abgaben jün-

ge rer Eltern, die gleichzeitig für ihre eigenen 

Kin  der aufkommen müssen, fi nanziert werden. 

Wir verschieben die Freizeit unseres Lebens auf 

jene Jahre, in denen wir keine Kinder mehr zeu-

gen können und die eigenen Kinder unsere Zeit 

und Kraft kaum noch benötigen.“83 Um dem ent-

gegenzuwirken, wäre zugleich eine Reorganisa-

tion des Arbeitsmarktes notwendig. Damit könn-

ten nicht nur die älteren Arbeitnehmer mit ihrem 

für die Unternehmen doch sehr wichtigen Hu-

mankapital im Arbeitsmarkt gehalten werden, 

sondern auch die Jüngeren, deren  Arbeitslosigkeit 

in Deutschland bisher statistisch unterschätzt 

war, besser in den Arbeitsmarkt integriert wer-

den. 

Insgesamt erfordern die Strukturwandelpro-

zesse somit auch eine Dynamik in den gesell-

schaftlichen Gerechtigkeitsvorstellungen, an de-

ren Ende die Chancen- und Teilhabegerechtigkeit 

eine relevantere Rolle als die Verteilungsgerech-

tigkeit spielen sollte. 

4.2  Politikvermittlung und    
  Erwartungsmanagement 

Wie gezeigt wurde, besteht grundsätzliche Reform-

bereitschaft der Bevölkerung in Deutschland. Die 

Einsicht in die Notwendigkeit von Anpassungen 

ist nach der Datenlage erheblich gewachsen. 

Allerdings erweisen sich die Reformorientierun-

gen bei näherem Hinsehen als ambivalent und 

80  vgl. beispielsweise Kieselbach (1994) und Layard (2005)
81  Siehe dazu bereits in den 1930er Jahren die bahnbrechende Studie von Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel (1960) 
82  Siehe hierzu auch die Konzeption der Übergangsarbeitsmärkte, bspw. Schmid (2002)
83  Vaupel (2004) zitiert nach Prantl (2005, S. 84-85)
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im Verlauf der Reformdebatte war ein fortschrei-

tender Vertrauensverlust zu verzeichnen. Eine 

derartige Widersprüchlichkeit beruht sicher auch 

darauf, dass Leistungsänderungen als individu-

elle Kürzungen („Sozialabbau“) wahrgenommen 

werden, während der damit verbundene gesamt-

wirtschaftliche Nutzen für den Einzelnen („Um-

bau des Sozialsystems“) diffus bleibt. „Jedes Be-

mühen, die soziale Sicherung von Grund auf zu 

reformieren, stößt damit auf den Widerstand 

einer weitgefassten, aber diffusen Solidargemein-

schaft. Infolge der Überlappung  unterschiedlicher 

Zielsetzungen und verschiedener Instrumente, 

der daraus folgenden Intransparenz hin sichtlich 

ihrer Gesamtwirkung sowie der aufgrund einer 

kaum äquivalenzorientierten Finanzierung ent-

stehenden Illusion über die tatsächliche Traglast 

vermutet jeder, dass eine Reform auch ihn schlech-

ter stellen wird. Aus dem natürlichen Verlangen, 

nicht schlechter gestellt zu werden und Besitz-

stände zu wahren, resultiert der Widerstand fol-

gerichtig“.84

Insgesamt dominieren somit die Beharrungs-

tendenzen in Politik und Gesellschaft, da die 

Bürger den Nutzen der verschiedenen, mehr 

oder weniger isoliert nebeneinander stehenden 

Maßnahmen nicht wahrnehmen, sondern primär 

die damit verbundenen Kosten sehen. Von Zuver-

sicht, dass Reformen einen Wandel zum Besseren 

bringen, ist wenig zu spüren. Vielmehr scheint 

es darum zu gehen, Schlimmeres zu verhindern. 

Reformpolitik wird nach den bisherigen Erfah-

rungen vom Wähler denn auch eher bestraft als 

belohnt.85 Schon aus Gründen des Machterhalts 

bzw. des Machterwerbs kommt die Politik daher 

nicht umhin, um Akzeptanz für den Reformkurs 

zu werben. Darüber hinaus bedarf es der Vertrau-

ensbildung, weil ein wesentlicher Bestandteil 

erfolgreicher Wirtschafts- und Sozialpolitik darin 

besteht, die Bürger zu ökonomisch aktivem Ver-

halten zu motivieren und damit Wachstum und 

Dynamik zu erzeugen. Reformfähigkeit, so die 

hier vertretene These, stellt sich daher auch als 

eine Herausforderung an die Politikvermitt-

lung.

Daher lohnt ein kurzer Blick auf die bishe-

rige Reformdebatte, deren Verlaufsmuster treff-

lich beschrieben wurde wie folgt: „Erst wird 

lange gestritten, dann hektisch verhandelt, vor-

schnell ein Konzept präsentiert, mit allen Mitteln 

verteidigt und schließlich Stück für Stück demon-

tiert.“86 Ohne die Reformkommunikation hier 

präzise analysieren zu wollen – etwa um opera-

tive Kommunikationsstrategien daraus zu ent-

wickeln87 – lassen sich doch markante Defi zite 

aufzeigen. Im Kern handelt es sich dabei um drei 

miteinander verwobene Problembündel, nämlich 

handwerkliche Mängel, Merkmale des mediati-

sierten Politikstils sowie Schwächen der Politik-

formulierung. Im folgenden seien nur die wich-

tigsten Aspekte knapp skizziert: 

• Zu den handwerklichen Mängeln der Politik-

vermittlung zählt die mangelnde Verlässlich-

keit der Informationen über Reformmaßnah-

men, die nur lückenhaft, sukzessive, wider-

sprüchlich oder sogar fehlerhaft  kommuniziert 

werden. Der hierdurch vermittelte Ein druck 

mangelnder Kohärenz ist auch auf Defi  zite in 

der horizontalen Koordinierung der Reform-

politik zurückzuführen. Probleme regierungs-

interner Abstimmung fi nden so ihren Nieder-

schlag in der Außendarstellung.88 Zudem ist 

die  eher  reaktive  Öffentlichkeitsarbeit  der 

Bun desregierung dem medialen Agenda-Set-

ting strukturell unterlegen.89 

• Eng damit zusammen hängen Probleme der 

Mediatisierung von Politik.90 Die Eigengesetz-

lichkeiten des Leitmediums Fernsehen brin-

84  Hüther/Premer (1997, S. 119.)
85  Vgl. Franke (2003).
86  Lars Rademacher, „Wie sag ich’s dem Bürger?“, in: Politik & Kommunikation, (2004) 4, S. 28-30, hier S. 28; siehe auch Müller 

(2003).
87  Empfehlungen der Kommunikationsprofis sind vielfältig nachzulesen; vgl. z.B. Kretschmer (2003) oder Rademacher (2004).
88  Hirscher/Korte (2003).
89  Den fehlenden Einfluss des BPA auf „die öffentlichen Deutungskämpfe“ kritisierte etwa  Toralf Staud, „Schönreden für Schrö-

der“, in: Die Zeit, Nr. 34 v. 12.08.2004, S. 5f. 
90  Vgl. Meyer (2001a).



32

gen es mit sich, dass tagtäglich neue Meldun-

gen über die Reformpolitik in knappen 30 bis 

90-Sekunden-Statements verbreitet werden. 

Kommentarlage, demoskopische Stimmungs-

barometer, Wirtschaftsprognosen scheinen 

den Takt der Politik vorzugeben. Kennzeich-

nend ist zudem die Personalisierung politi-

scher Sachverhalte, wohingegen die Kom-

plexität und Prozesshaftigkeit von Reformpoli-

tik – zumal in der Verhandlungsdemokratie 

mit ihren vielfältigen Verfl echtungen – kaum 

verständlich abgebildet wird.

• Einen dritten Problemkomplex bildet die Poli-

tik formulierung, d.h. die inhaltlich-sprachli-

che Dimension der Reformpolitik. Zu beobach-

ten ist über weite Strecken, dass der Sinn-

zusammenhang von Reformentscheidungen 

nicht hinreichend erklärt wird. Anstelle einer 

stringenten Reformkonzeption werden per-

manent Warenhauskataloge voller Einzelmaß-

nahmen präsentiert und diskutiert.91 Schließ-

lich ist die mangelnde semantische Sensibi-

lität der Reformrhetorik für Außenstehende 

geradezu verblüffend, siehe die – inzwischen 

viel kritisierten – Negativbeispiele „Hartz IV“ 

oder „Kopfpauschale“. 

Im Ergebnis erscheint Politik weniger als „Steu-

ermann“ denn als „Getriebene der Medienagen-

da“. Es dominiert der Eindruck einer tagesfi xier-

ten Ad-hoc-Politik – jedenfalls dann, wenn Ein-

zelpolitiken punktuell, ohne Verknüpfung mit den 

langfristigen Zielen vermittelt werden. All dies 

trägt zur fehlenden Überzeugungskraft der Re-

formkommunikation und damit einer mangeln-

den Orientierungsleistung der Politik bei. 

Dass eine konsequente Reformkommunika-

tion notwendig ist, um Akzeptanzbarrieren zu 

überwinden, fi ndet zwischenzeitlich stärkere 

Beachtung. Die Politikstrategen reagieren hierauf 

mit formelhaften Bekenntnissen, man müsse „die 

Menschen mitnehmen“, sowie mit vermehrten 

Anstrengungen auf dem Gebiet des Politikmar-

ketings, z.B. in Form groß angelegter Kampag-

nen.92 Dabei geht es um viel mehr: Eine Reform-

debatte, die auf die Überwindung der Vertrauens-

erosion abzielt, müsste als Lernprozess angelegt 

sein. Von zentraler Bedeutung erscheint dabei 

ein gezieltes Erwartungsmanagement, das vor-

handene Verhandlungs- und Konsenszwänge 

berücksichtigt. Zu recht wurde darauf hingewie-

sen, dass in der Reformdebatte vielfach realitäts-

ferne Maßstäbe angelegt werden.93  Die vorhande-

nen Vetostrukturen erfordern langwierige Aus-

handlungsprozesse und Kompromisssuche, wie 

sie auch der konsensorientierten politischen Kul-

tur in Deutschland näher kommen. Angesichts 

des Problemdrucks wird hingegen eine  kraftvolle, 

ebenso zügige wie innovative Reformpolitik nach 

dem Vorbild zentralstaatlicher Wettbewerbsde-

mokratien eingefordert. Dies entspricht auch 

durchaus dem in der Bevölkerung vorhandenen 

Wunsch nach einer starken politischen Füh-

rung.94 Solange aber ein grundlegender insti-

tutioneller Umbau, etwa des föderalen Systems 

mit dem Bundesrat als Vetospieler in weiten Tei-

len der Bundesgesetzgebung, nicht ernsthaft 

verfolgt wird, sind derartige Forderungen jedoch 

eher kontraproduktiv. Ähnliches gilt für den me-

dial inszenierten „Chefsachen-Mythos“ (Karl-

Rudolf Korte), der sich langfristig als Machtres-

source verbraucht, da auch der Bundeskanzler 

im politischen Alltagsgeschäft in die institutio-

nellen Arrangements der Verhandlungsdemo-

kratie eingebunden ist.95 

Hinzu kommt, dass die „Medienfi xierung 

der Macht“96, die einseitige Konzentration auf 

professionelles Medienmanagement, oftmals 

einhergeht mit einer Vernachlässigung der par-

91  Diese Einschätzung der SPD von Joachim Raschke – Joachim Raschke, Der kurze Atem der Politik, in: Berliner Republik 3/03, 
S. 33-41 – lässt sich auch auf das Erscheinungsbild der gegenwärtigen Opposition übertragen; als aktuelles Beispiel für diese 
Tendenz kann der sogenannte Jobgipfel vom 17.03.2005 dienen.

92  So z.B. die im März 2003 gestartete Informationskampagne zur Agenda 2010, die zum Jahreswechsel 2004/05 mit einer 
Medienbeilage unter der Überschrift „ Agenda 2010 – Deutschland bewegt sich“ (Kosten: 522.810,– Euro) abgeschlossen wurde; 
vgl. Pressemitteilung der Bundesregierung vom 29.12.2004.

93  So pointiert Franz Walter; vgl. Walter (2004).
94  Vgl. Glaab/Kießling (2001).
95  Vgl. Glaab (2001).
96  Michael Hanfeld, „Die Medienfixierung der Macht“, in: FAZ, Nr. 57 v. 08.03.2004, S. 37.
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teiinternen politischen Willensbildung. Jenseits 

der alt bekannten Probleme innerparteilicher 

Demokratie zeigen neuere Studien, dass sich die 

Distanz zwischen Führungsebene und Parteiba-

sis mit der Professionalisierung der Politikver-

mittlung noch vergrößert. Die Parteitagsregie 

konzentriert sich auf die mediale Inszenierung, 

bietet aber kaum ein Forum für notwendige 

Diskussionen.97 Ähnliche Tendenzen sind für die 

Abstimmungsprozeduren im Machtdreieck zwi-

schen Partei, Fraktion und Regierung anzuneh-

men. Problematisch erscheint dies im vorliegen-

den Zusammenhang, weil die Herstellung des 

parteiinternen Konsenses und die kraftvolle 

Vermittlung programmatischer Positionen nach 

außen zwei Seiten einer Medaille bilden. Fehlen-

de parteipolitische Geschlossenheit – die im öf-

fentlichen Erscheinungsbild von Regierung wie 

auch der Opposition negativ zu Buche schlagen-

de „Kakophonie“98 – resultiert somit auch aus 

Versäumnissen der innerparteilichen Reformde-

batte. Denn aller Erfahrung nach lassen sich 

nicht ausgetragene programmatische Konfl ikte 

durch eine noch so professionelle Reformrheto-

rik nicht überdecken.99

Die „zwei Realitätsebenen des Politischen“ 

(Edgar Grande)  – der Entscheidungspolitik und 

ihrer medialen Darstellung – müssten insofern 

stärker in Einklang gebracht werden. In Anbe-

tracht der Tatsache, dass die Reformpolitik die 

in der Bevölkerung vorhandenen, konfl igieren-

den Interessen und Bedürfnisse nicht vollends 

wird befriedigen können, geht es nicht zuletzt 

darum, realistische Reformziele aufzuzeigen. 

Stimmungsschwankungen angesichts ausblei-

bender schneller Erfolge von Reformschritten  

sind auch ein Indiz für überzogene – und nicht 

selten von der Politik selbst geweckte – Erwar-

tungen. In Zeiten fl uktuierender Wählermärkte 

mag diese „Verkaufsstrategie“ kurzfristig renta-

bel sein, mittel- bis langfristig sind die Kosten 

des Vertrauensschwundes in die Politik als Gan-

zes jedoch zu hoch.

4.3  Systemwechsel oder 
  „Muddling through“

Ein Strukturwandel in der Sozialpolitik er-

fordert weitreichende Reformen, die im beste-

henden Institutionengefüge – so die vorliegende 

Argumentation – behindert werden. Zu berück-

sichtigen ist gleichwohl, dass der durch den in-

stitutionellen Kontext mit defi nierte Handlungs-

korridor von den politischen Entscheidungsträ-

gern selbst auch verändert werden kann.100 Re for-

 men werden hierdurch keineswegs zum „Selbst-

läufer“, aber es bestehen Optimierungsmöglich-

keiten im Bereich der Entscheidungswege und 

-mechanismen. Der politische Wille zu Reform-

entscheidungen wäre insofern notwendig für den 

institutionellen Wandel – für die Reform vor der 

Reform – wie auch für den Strukturwandel in der 

Sozialpolitik selbst.

Im Zentrum institutioneller Reformüberle-

gungen, die auf eine Stärkung der staatlichen 

Handlungsfähigkeit abzielen, steht die Föderalis-

musreform.101 Neben zahlreichen wissenschaft-

lichen Expertisen und Politikempfehlungen, die 

auch verstärkt das Leitbild des „Wettbewerbs-

föderalismus“ sowie der Europafähigkeit thema-

tisieren102, liegen konkrete Reformvorschläge aus 

der „Föderalismuskommission von Bundestag 

und Bundesrat“ auf dem Tisch. Diese erklärte 

allerdings trotz beachtlicher Verhandlungsfort-

schritte am 17. Dezember 2004 ihr Scheitern.103 

Grundsätzlich einig hatten sich Bund und Länder 

in der Zielsetzung gezeigt, effi zientere und trans-

parentere Entscheidungsstrukturen durch eine 

  97  Vgl. Meyer (2001b) sowie Nullmeier/Saretzky (2002).
  98  Siehe Politbarometer v. Oktober 2004: „Streit um Kopfpauschale schadet dem Ansehen der Union. CDU/CSU kommen auf 

schlechtesten Wert seit zwei Jahren“, FAZ v. 16./17.10.2004.
  99  Weiterführend vgl. Fischer, S. (2005).
100  Scharpf (2000); Kaiser (2002).
101  Zur Reformdiskussion vgl. z.B. Fischer/Große Hüttmann (2001), Münch (2001), Margedant (2003).
102  Vgl. beispielsweise Bizer/Sesselmeier (2004), S. 135-157; Fischer et al. (2004); zum europabezogenen Reformbedarf des 

deutschen Föderalismus siehe aktuell Große Hüttmann (2005).
103  Günter Bannas, „Widerstand aus den eigenen Reihen“, in: FAZ, Nr. 297 v. 20.12.2004, S. 4.
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Entfl echtung der im Grundgesetz verankerten 

Mischzuständigkeiten zu erreichen. Bundeskom-

petenzen in der Rahmen- und der konkurrie ren-

den Gesetzgebung wären demnach zugunsten 

der Länder abzubauen (Aufgaben entfl echtung), 

die im Gegenzug eine deutliche Einschränkung 

der Zustimmungspfl ichtigkeit von Bundesgeset-

zen (Bundesratsmitwirkung) hinnehmen müss-

ten. 

Ohne Vorschläge und Verhandlungsstrate-

gien der Föderalismuskommission hier detail-

lierter zu analysieren, lässt sich dennoch ein 

Interessenkonfl ikt zwischen Bund und Ländern 

konstatieren.104 Neben den Regelungen zur Ab-

schaffung der Rahmengesetzgebung (Art 75, Abs. 

1 GG), die in die ausschließliche Landes- oder 

aber in die (konkurrierende) Bundeszuständig-

keit überführt werden sollte, war  insbesondere 

die Frage eigenständiger Zugriffsrechte der Län-

der umstritten. Veranschaulichen lässt sich die se 

Konfl iktlinie anhand von zwei zentralen Reform-

vorschlägen zur Änderung der Zuständigkeits-

systematik: den „Öffnungsklauseln“ einerseits 

und der „Positivliste“ andererseits: Der Bund 

favorisierte – abgesehen von der Rückübertra-

gung von Einzelmaterien an die Länder – ein-

fachgesetzliche Öffnungsklauseln, die den Län-

dern in Einzelfällen ein begrenztes Modifi kations-

recht von Bundesgesetzen einräumen sollen. Die 

generelle Zustimmungs pfl ichtigkeit bei Länder-

materien würde damit entfallen. Die Minister-

präsidenten hatten zwar ihre Bereitschaft signa-

lisiert, auf Mitwirkungsrechte zu verzichten. Statt 

dessen sollte den Ländern aber in bestimmten 

Bereichen der konkurrierenden Gesetzgebung – 

gemäß einer sogenannten Positivliste – ein  eigen-

 ständiges, bereichsspezifi sch im Grundgesetz 

ver ankertes Zugriffsrecht gewährt werden. Dem-

zufolge könnten sie von Bundesgesetzen abwei-

chende Gesetze beschließen („Landesrecht vor 

Bundesrecht“).  Dies  hätte  auch  einen  ersten 

Schritt in Richtung eines asymmetrischen Födera-

lismus bedeutet, in dem einzelne Länder gemäß 

ihrer (fi nanziellen) Leistungsfähigkeit bestimm-

te Gesetzgebungs zuständigkeiten wahrnehmen 

könnten.

Die vordergründig an der Frage der Zustän-

digkeiten in der Bildungspolitik gescheiterten 

Verhandlungen der Reformkommission zielten 

nicht nur von Anfang an auf Paketlösungen ab, 

sondern wurden stets auch am „achteckigen 

Tisch“ (Franz Müntefering) geführt, d.h. sie um-

spannten mehrere, einander überlagernde Kon-

fl iktlinien.105 Zu dem erwähnten Gegensatz zwi-

schen Bund und Ländern traten Divergenzen 

zwischen Koalitions- und Oppositionsparteien 

(„solidarischer Föderalismus“ versus „Wettbe-

werbsföderalismus“) sowie zwischen Ländern 

im Osten einerseits und im Westen andererseits. 

Vor allem aber stellten die fundamentalen Inte-

ressengegensätze zwischen den starken („groß 

und reich“) und schwachen („klein und arm“) 

Ländern eine schwer zu durchbrechende Konfl ikt-

linie dar. Denn mehr Wettbewerbsföderalismus 

impliziert letztlich auch eine Abkehr vom Prinzip 

der „Einheitlichkeit“ bzw. „Gleichwertigkeit“ der 

Lebensverhältnisse. Eine Reform des Finanzaus-

gleichs wurde deshalb vorläufi g ebenso ausge-

klammert wie eine umfassende Neuregelung der 

Steuerhoheit.106 Gleiches gilt für die Neuglie-

derung der Bundesländer. Fest steht, dass eine 

Fö deralismusreform einer Zweidrittel mehrheit 

in Bundestag und Bundesrat bedarf. Aufgrund 

der Interessenkonstellation, aber auch der Pfad-

abhängigkeit der Föderalismusentwicklung ist 

daher gegenwärtig nicht davon auszugehen, dass 

es zu einer kompletten Umgestaltung des föde-

rativen Systems – weg vom Beteiligungsfödera-

lismus hin zum Wettbewerbsföderalismus – kom-

men wird. 

104  Zu den Diskussionssträngen und Positionsverlagerungen vgl. detaillierter Fischer (2005) sowie Schultze (2005).
105  Günter Bannas, „Am Freitag wird die Uhr angehalten. Am ‚achteckigen Tisch’ der Föderalismuskommission wird bis zuletzt 

gehobelt“, in: FAZ, Nr. 292 v. 14.12.2004, S. 3.
106  Zum aktuellen Stand der Debatte vgl. Färber/Otter (2005).
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Ein zweiter Diskussionsstrang zum institu-

tionellen Umbau des Entscheidungssystems soll 

hier nicht unerwähnt bleiben: Infolge der eher 

kurzen Legislaturperioden und vor allem der 

dazwischen liegenden Landtagswahlen sowie 

der tatsächlichen oder vermeintlichen Wechsel-

bezüge zwischen Bundes- und Landtagswahlen 

befi ndet sich die Politik nahezu permanent im 

Wahlkampf und ist folglich hauptsächlich an 

kurzfristigen Lösungen interessiert, die bis zum 

nächsten Wahltermin Erfolge zeitigen. Zeitfens-

ter, in denen sich parteiübergreifend Reformko-

alitionen schmieden lassen, sind mithin äußerst 

knapp bemessen. Daher werden immer wieder 

Überlegungen  zu  einer  Wahlrechtsreform  in 

Deutschland aktualisiert, deren Realisierungs-

chancen allerdings – dies sei gleich vorwegge-

schickt – als eher gering einzuschätzen sind. Die 

Vorschläge reichen von kleineren Korrekturen 

(Verlängerung der Legislatur perioden in Bund 

und Ländern, Zusammenlegung von Wahltermi-

nen bzw. Landtagswahlen als „midterm elec-

tions“) bis hin zur generellen Revision, d.h. die 

Abschaffung der personalisierten Verhältnis wahl 

durch ein Mehrheitswahlrecht auf Bundesebe-

ne.107 Hervorzuheben ist, dass sich das Gesicht 

der Parteien demokratie damit nachhaltig verän-

dern würde. Denn ein Mehrheits wahlsystem 

begünstigt Regierungswechsel sowie die Heraus-

bildung von Zwei-Parteiensystemen und schafft 

in der Regel klare Mehrheiten. Es beseitigt damit 

den Koalitionszwang und erweitert so den Hand-

lungskorridor der Regierung – was zugleich die 

Zuordenbarkeit politischer Verantwortung er-

leichtert. Richtig ist aber auch, dass in Zeiten 

fl uktuierender Wählermärkte bei Wahlen nach 

Verhältniswahlrecht die Wahrscheinlichkeit von 

Regierungs wechseln ebenfalls steigt. Selbst ab-

solute Mehrheiten liegen im Bereich des Mögli-

chen. Schließlich waren es in der Geschichte der 

Bundesrepublik gerade die kleinen Parteien, die 

nicht nur eine wichtige Korrektivfunktion erfüll-

ten, sondern auch Innovationskraft aufbrach ten 

– im Mehrheitswahlsystem wären sie chancenlos. 

Nicht zuletzt aus diesem Grund war eine derar-

tige grundgesetzkonforme Gesetzesänderung, 

die von der Wählerschaft auch als ungerecht 

empfunden werden dürfte, denn auch bislang 

nicht durchsetzbar.

Wenn also der institutionelle Umbau des – 

unter anderen Kontextbedingungen durchaus 

bewährten – Entscheidungssystems nicht voran-

kommt, so verstellt dies die Reformperspektive 

nicht grundsätzlich. In einem hoch verfl ochtenen 

politischen System mit Verhandlungszwängen 

und Kompromissorientierung bleibt das kräfte-

verschleißende „muddling-through“ als einzig 

gangbare Reformstrategie. Informelle Arrange-

ments und die Fähigkeit zur Moderation und 

Aushandlung von Kompromisslinien gewinnen 

damit an Bedeutung. Die Fähigkeit zur Problem-

erkennung und -lösung müsste folglich gestärkt 

werden, z.B. durch externe Beratung/Experten-

kommissionen, die nicht nur zur Entwicklung 

kohärenter Politikkonzeptionen beitragen kön-

nen, sondern mittels ihrer  Öffentlichkeitsfunktion 

auch politischen Druck erzeugen.108 Demgegen-

über scheint eine Wiederbelebung tripartisti-

scher Runden derzeit wenig erfolgsversprechend, 

denn weder sind die jeweiligen innerverbandli-

chen Probleme gelöst noch gibt es Andeutungen 

einer wirtschafts- und sozialpolitischen Strategie 

der Bundesregierung für den Umgang mit einer 

solchen Runde, die die spezifi sche Tauschproble-

matik politischer Güter zum Inhalt hat. Schließ-

lich erscheinen kleine Reformschritte auch als 

der einzig gangbare Weg, um die von der gegen-

wärtigen Organisation der sozialen Sicherung 

geschützten Insider „mitzunehmen“, ihnen also 

die Angst zu nehmen, dass sie zu Verlierern des 

Umbaus werden.109 Die Fokussierung auf diese 

Gruppe ist allein schon aus wahlstrategischen 

Überlegungen notwendig, da ohne die Insider 

keine Wahlen zu gewinnen sind.

107  Jesse (2003)
108  Vgl. hierzu bspw. Eichhorst/Wintermann (2003) und Funk (2000), auch hier lässt sich von Erfahrungen anderer Länder 

lernen, um Defizite der vorherrschenden dezisionistischen Politikberatung zu überwinden und das politikgestaltende Poten-
zial besser zu nutzen; vgl. Zinterer (2004).

109  Vgl. Eichhorst/Thode (2004)
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Ausgehend von den Ursachendiagnosen für das 

deutsche Problem der Inkompatibilität von sozial-

staatlicher Organisation und Reaktionsfähigkeit 

auf Probleme des sozioökonomischen Wandels 

ist auf der policy-Ebene durchaus ein breit ge-

fasster Erkenntnis-Mainstream zu konstatieren, 

der zudem durch die Erfahrungen anderer Wohl-

fahrtsstaaten gestützt wird. Die Ursachen für die 

Umsetzungsverzögerungen sind denn auch eher 

auf den institutionellen und politökonomischen 

Ebenen zu suchen. Hier wären Reformen vor 

den Sozialreformen auf der Ebene der expliziten 

und impliziten Institutionen notwendig. Da dies 

aber einen gewissen Vorlauf bedingt, muss bis 

dahin der Weg des muddling-through beschritten 

werden verbunden mit der Hoffnung, dass dieses 

piecemeal engineering in die gleiche Richtung 

weist wie ein eventueller großer Wurf.

Wenn man den Politikwandel als Lernpro-

zess begreift, lassen sich neue Reformkorridore 

nur durch die Herausbildung neuer Wertepriori-

täten in der Sozialpolitik erschließen. Durch 

veränderte Kausalannahmen, z.B. hinsichtlich 

der strukturellen Voraussetzungen und der Res-

sourcen der Sozialpolitik, wandelt sich langfris-

tig auch die Denkweise über Ziele und Methoden 

zur Problemlösung im relevanten Politikfeld.110 

Dies gilt für die politischen Akteure selbst, aber 

auch  die  politische  Gemeinschaft  insgesamt. 

Letztlich geht es um die Orientierungsleistung 

der Politik, die Ziele und Methoden der Reform-

politik nicht nur technokratisch (Alternativlosig-

keit), sondern auch normativ (beste gangbare 

Alternative) begründen muss. Voraussetzung da-

für ist auch eine ernsthafte Grundwertedebatte 

der Parteien – und durch sie vermittelt der Gesell-

schaft – inklusive der Programmse mantik. 

110  Vgl. Sabatier/Jenkins-Smith (1993); Schmid (2003).

5.  Fazit
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